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Allgemeines

§ 1  Auftrag der Schule

(1)  Der Auftrag der Schule bestimmt sich aus dem 
Recht des jungen Menschen auf Förderung seiner 
Anlagen und Erweiterung seiner Fähigkeiten, un
abhängig von seiner Religion, Weltanschauung, 
Rasse oder ethnischen Herkunft, einer Behinderung, 
seinem Geschlecht oder seiner sexuellen Idendität 
sowie aus dem Anspruch von Staat und Gesellschaft 
an Bürgerinnen und Bürger zur Warnehmung von 
Rechten und Übernahme von Pflichten hinreichend 
vorbereitet zu sein.

(2)  In Erfüllung ihres Auftrags erzieht die Schule 
zur Selbstbestimmung in Verantwortung vor Gott 
und den Mitmenschen, zur Anerkennung ethi-
scher Normen, zur Gleichberechtigung von Frau 
und Mann, zur Gleichstellung von behinderten 
und nichtbehinderten Menschen, zur Achtung 
vor der Überzeugung anderer, zur Bereitschaft, 
die sozialen und politischen Aufgaben im frei-
heitlich-demokratischen und sozialen Rechtsstaat 
zu übernehmen, zum gewaltfreien Zusammen-
leben und zur verpflichtenden Idee der Völker-
gemeinschaft. Sie führt zu selbstständigem Ur
teil, zu eigenverantwortlichem Handeln und zur  
Leistungsbereitschaft; sie vermittelt Kenntnisse und 
Fertigkeiten mit dem Ziel, die freie Entfaltung der 
Persönlichkeit und die Orientierung in der modernen 
Welt zu ermöglichen, Verantwortungsbewusstsein 
für Natur und Umwelt zu fördern sowie zur Erfül-
lung der Aufgaben in Staat, Gesellschaft und Beruf 
zu befähigen. Sie leistet einen Beitrag zur Integra-
tion von Schülerinnen und Schülern mit Migrations-
hintergrund. Im Bewusstsein der Belange der Schü-
lerinnen und Schüler sowie der Lehrkräfte und Eltern 
mit Behinderungen wirken alle Schulen bei der Ent-
wicklung eines inklusiven Schulsystems mit.

(3)  Zum Auftrag der Schule gehört auch die Sexual
erziehung. Sie ist als Erziehung zu verantwortungs-

Schulgesetz (SchulG)
Auszug aus dem Schulgesetz vom 30. März 2004 mit Änderungen vom 07. Dezember 2022

bewusstem geschlechtlichem Verhalten Teil der Ge
samterziehung und wird fächerübergreifend durch-
geführt. Sie soll die Schülerinnen und Schüler ihrem 
Alter und ihrem Reifegrad entsprechend in gebo
tener Zurückhaltung mit den Fragen der Sexuali- 
tät vertraut machen sowie zu menschlicher, sozialer 
und gleichberechtigter Partnerschaft befähigen. Die 
Sexualerziehung hat die vom Grundgesetz und von 
der Verfassung für Rheinland-Pfalz vorgegebenen 
Wertentscheidungen für Ehe und Familie zu achten 
und dem Gebot der Toleranz Rechnung zu tragen. 
Über Ziele, Inhalt und Form der Sexualerziehung hat 
die Schule die Eltern rechtzeitig zu unterrichten.

(4)  Bei der Gestaltung des Schulwesens ist da- 
rauf zu achten, dass die Beteiligten die Gleich
stellung von Frauen und Männern bei der Planung, 
der Durchführung und der Bewertung aller Maß
nahmen von Anfang an in allen Bereichen und auf 
allen Ebenen einbeziehen (Gender Mainstreaming).

§ 2  Eltern und Schule

(1)  Die Schule achtet bei der Erfüllung ihres Auf-
trags das natürliche und zugleich verfassungs-
mäßige Recht der Eltern, über die Erziehung ihrer  
Kinder zu bestimmen.

(2)  Schule und Eltern gewährleisten gemeinsam  
das Recht des Kindes auf Erziehung und Bildung.  
Sie ermöglichen dem Kind die Wahrnehmung des  
öffentlichen Erziehungs- und Bildungsangebots ent-
sprechend seiner Neigung, seinen Fähigkeiten und 
seiner Entwicklung.

(3)  Das Erziehungsrecht der Eltern und der staat
liche Bildungs- und Erziehungsauftrag sind in der 
Schule einander gleichgeordnet. Die gemeinsame 
Erziehungsaufgabe verpflichtet zu vertrauensvollem 
und partnerschaftlichem Zusammenwirken, zu ge
genseitiger Unterrichtung und Hilfe in allen für 
das Schulverhältnis bedeutsamen Fragen sowie zu 
Aufgeschlossenheit und Offenheit im Umgang mit
einander. Im Rahmen ihrer Möglichkeiten unter
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Schulgesetz (SchulG)

stützen die Eltern die Schule; sie können schulische 
Vorhaben fördern und Aufgaben übernehmen.

(4)  Die Eltern haben ein Recht auf Beratung und 
Unterrichtung in fachlichen, pädagogischen und 
schulischen Fragen.

(5)  Die Eltern haben einen Anspruch auf Teilnahme 
am Unterricht und an schulischen Veranstaltungen 
ihres Kindes, während dieses eine Schule der 
Primarstufe oder Sekundarstufe I besucht. Auf die 
pädagogischen Erfordernisse des Unterrichts und 
der Schule ist Rücksicht zu nehmen. Das Nähere 
regeln die Schulordnungen.

(6)  Die Eltern unterrichten die Schule über beson-
dere Umstände, die die schulische Entwicklung des 
Kindes beeinflussen.

(7)  Die Schule informiert die Eltern über alle wesent- 
lichen Fragen des Unterrichts und der Erziehung.

§ 3  Schülerinnen und Schüler

(1)  Die Schülerinnen und Schüler nehmen in der 
Schule ihr Recht auf Bildung und Erziehung wahr.

(2)  Die Schule fördert die Schülerinnen und Schü-
ler in ihrer persönlichen Entwicklung. Sie bietet 
ihnen Informationen, Beratung, Unterstützung und 
Hilfe in allen für das Schulleben wesentlichen Fra-
gen an und empfiehlt in schulischen Problemlagen 
Ansprechpersonen.

(3)  Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, 
vom schulischen Bildungs- und Erziehungsangebot 
verantwortlich Gebrauch zu machen. Unterricht und 
Erziehung erfordern Mitarbeit und Leistung.

(4)  Die Schülerinnen und Schüler werden ihrem 
Alter und ihrer Entwicklung entsprechend in die Ent
scheidungsfindung über die Gestaltung des Unter-
richts, des außerunterrichtlichen Bereichs und der 
schulischen Gemeinschaft eingebunden. Es gehört 
zu den Aufgaben der Schule ihnen diese Mitwir-
kungsmöglichkeit zu erschließen.

(5)  Alle Schülerinnen und Schüler sollen das schu-
lische Bildungs- und Erziehungsangebot grund-
sätzlich selbstständig, barrierefrei im Sinne des  
§ 2 Abs. 3 des Landesgesetzes zur Gleichstellung 
behinderter Menschen und gemeinsam nutzen 
können. Die Entscheidung, ob der Schulbesuch an 
einer Förderschule oder im inklusiven Unterricht 
erfolgen soll, treffen die Eltern; § 59 Abs. 4 bleibt 

unberührt. Bei der Gestaltung des Unterrichts und 
bei Leistungsfeststellungen sind die besonderen 
Belange von Schülerinnen und Schülern mit Behin-
derungen zu berücksichtigen und ist ihnen der zum 
Ausgleich ihrer Behinderung erforderliche Nachteils
ausgleich zu gewähren.

Gliederung des Schulwesens

§ 9  Schularten und Schulstufen

(1)  Das Schulwesen ist in Schularten und Schul
stufen gegliedert.

(2)  Die Schularten umfassen einen oder mehrere 
Bildungsgänge mit spezifischen Lernschwerpunkten 
und Lernanforderungen und ermöglichen die Orga-
nisation des Unterrichts in entsprechenden Lern-
gruppen. An allgemein bildenden Schulen können 
nach Klassenstufe 9 die Qualifikation der Berufs-
reife, nach Klassenstufe 10 der qualifizierte Sekun
darabschluss I nach Jahrgangsstufe 12 oder 13 die 
allgemeine Hochschulreife erworben werden.

(3) � Schularten sind: 
1. die Grundschule, 
2. die Realschule plus, 
3. das Gymnasium, 
4. die Integrierte Gesamtschule, 
5. die berufsbildende Schule, 
6. das Abendgymnasium, 
7. das Kolleg, 
8. die Förderschule.

(4)  Die Schulstufen gliedern das Schulwesen nach 
Altersstufen; sie können eine oder mehrere Schul
arten umfassen. Sie sichern die gemeinsame Grund-
bildung und die Abstimmung der Bildungsangebote 
der Schularten sowie ihrer Abschlüsse und ermög
lichen die Durchlässigkeit zwischen den Schularten.

(5) � Schulstufen sind: 
1. die Primarstufe, 
2. die Sekundarstufe I und 
3. die Sekundarstufe II.

(6)  Die ersten beiden Klassenstufen der Sekun-
darstufe I bilden die Orientierungsstufe. Die Orien-
tierungsstufe hat das Ziel, in einem Zeitraum der 
Erprobung, der Förderung und der Beobachtung in 
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Zusammenarbeit mit den Eltern die Entscheidung 
über die geeignete Schullaufbahn zu sichern und die 
Schülerinnen und Schüler in die Lernschwerpunkte 
und Lernanforderungen der Sekundarstufe I einzu-
führen; sie kann schulartabhängig oder schulart
übergreifend eingerichtet werden. In der Orientie-
rungsstufe findet der Unterricht im Klassenverband 
statt. Es besteht die Möglichkeit, Neigungsdifferen-
zierung einzurichten.

§ 10  Aufgaben und Zuordnung  
der Schularten

(1)  Jede Schulart und jede Schule ist der individuel
len Förderung der Schülerinnen und Schüler ver-
pflichtet. Alle Maßnahmen der Leistungs- und Nei-
gungsdifferenzierung in innerer und äußerer Form 
wie auch die sonderpädagogische Förderung durch 
Prävention und integrierte Fördermaßnahmen tra-
gen diesem Ziel Rechnung. Das Nähere regeln die 
Schulordnungen. Die Schulen sind verpflichtet, sich 
an der Lehrerausbildung zu beteiligen.

(2)  Die Grundschule führt in schulisches Lernen ein 
und legt die Grundlage für die weitere schulische  
Bildung. Die Grundschule kann für vom Schulbe- 
such zurückgestellte Kinder einen Schulkindergarten 
führen. Die Grundschule ist der Primarstufe zuge-
ordnet und wird als volle Halbtagsschule geführt.

(3)  Die Realschule plus führt zur Qualifikation  
der Berufsreife, die zum Eintritt in berufsbezogene 
Bildungsgänge berechtigt und zum qualifizierten 
Sekundarabschluss I, der zum Eintritt in berufsbe
zogene und auch in studienbezogene Bildungs-
gänge berechtigt. Sie umfasst Schülerinnen und 
Schüler der Bildungsgänge zur Erlangung der 
Berufsreife und zur Erlangung des qualifizierten 
Sekundarabschlusses I. Sie ist in Schulformen ge-
gliedert. Die Realschule plus arbeitet zu Fragen  
der Berufsorientierung eng mit der berufsbildenden 
Schule zusammen. Die Realschule plus ist der Se
kundarstufe I zugeordnet.

(4)  Das Gymnasium führt zur allgemeinen Hoch-
schulreife. Die Sekundarstufe I des Gymnasiums ver-
mittelt den qualifizierten Sekundarabschluss I, der 
zum Eintritt in studienbezogene und in berufsbe
zogene Bildungsgänge berechtigt. Für leistungs-
starke Schülerinnen und Schüler kann durch Zusam-
menfassung und Förderung im Klassenverband ein 
verkürzter Weg durch die Sekundarstufe I ermöglicht 

werden. Die gymnasiale Oberstufe eröffnet durch 
die Vermittlung der Studierfähigkeit den Zugang 
zur Hochschule und führt auch zu berufsbezogenen  
Bildungsgängen. Die gymnasiale Oberstufe umfasst 
drei Jahrgangsstufen; sie ist an Schulen, an denen 
die allgemeine Hochschulreife nach Jahrgangsstufe 
12 erworben wird, mit den Jahrgangsstufen 11 und 
12, im Übrigen mit den Jahrgangsstufen 11, 12 und 
13 der Sekundarstufe II zugeordnet.

(5)  In der gymnasialen Oberstufe werden die Schü-
lerinnen und Schüler nach einer Einführungsphase 
von mindestens einem Schulhalbjahr in einem Sys
tem von aufeinander aufbauenden Grund- und 
Leistungskursen unterrichtet. Im Rahmen dieses 
Systems setzen sie nach ihrer Befähigung und ihrem 
Interesse Schwerpunkte in ihrem schulischen Bil-
dungsgang.

(6)  Die Integrierte Gesamtschule führt zur Qualifi-
kation der Berufsreife, die zum Eintritt in berufsbe-
zogene Bildungsgänge berechtigt, zum qualifizier
ten Sekundarabschluss I, der zum Eintritt in berufs- 
bezogene und in studienbezogene Bildungsgänge 
berechtigt, sowie zur Berechtigung zum Übergang 
in die gymnasiale Oberstufe. Die Integrierte Ge
samtschule umfasst in der Regel eine gymnasi-
ale Oberstufe nach Absatz 5, die zur allgemeinen 
Hochschulreife führt. Die Integrierte Gesamtschule 
fasst Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe I 
in einem weitgehend gemeinsamen Unterricht zu
sammen. Der Unterricht in der Integrierten Gesamt-
schule findet im Klassenverband mit der Möglichkeit 
der inneren Differenzierung sowie in Kursen mit 
einer Differenzierung nach Leistung oder in klassen
internen Lerngruppen statt.

§ 10a  Formen der Realschule plus

(1)  Folgende Schulformen der Realschule plus kön-
nen eingerichtet werden:

1.  die Integrative Realschule und
2.  die Kooperative Realschule.

(2)  In der Integrativen Realschule findet ab der 
Klassenstufe 7 Fachleistungsdifferenzierung in Kur
sen und in klasseninternen Lerngruppen statt; ab 
der Klassenstufe 8 können auch abschlussbezogene 
Klassen der Bildungsgänge zur Erlangung der Be
rufsreife und zur Erlangung des qualifizierten Se
kundarabschlusses I gebildet werden.

Schulgesetz (SchulG)
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(6)  Es können regionale und überregionale Ver- 
tretungen für Schülerinnen und Schüler gebildet 
werden.

§ 32  Klassenversammlung

(1)  Die Klassenversammlung hat die Aufgabe, in 
allen Fragen, die sich bei der Arbeit der Klasse erge-
ben, zu beraten und zu beschließen; sie fördert die 
Zusammenarbeit in der Klasse. Die Klassenleiterin 
oder der Klassenleiter unterrichtet die Klassenver-
sammlung über Angelegenheiten, die für die Klasse 
von Bedeutung sind.

(2)  Die Klassenversammlung besteht aus den Schü-
lerinnen und Schülern der Klasse. Sie wählt aus 
ihrer Mitte die Klassensprecherin oder den Klassen
sprecher; diese oder dieser vertritt die Belange der 
Klasse gegenüber der Schule.

(3)  Soweit keine Klassenverbände bestehen, gel-
ten in der Regel je 30 Schülerinnen und Schüler 
einer Klassenstufe als Klasse. Das Nähere regelt 
die Schulleiterin oder der Schulleiter; sie oder er 
legt auch fest, welche Lehrkraft die Aufgaben nach 
Absatz 1 Satz 2 wahrnimmt.

§ 33  Versammlung der Klassensprecherinnen 
und Klassensprecher, Verbindungslehrkräfte

(1)  Die Versammlung der Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher ist für alle Belange der Schülerin
nen und Schüler zuständig, welche die Schule in 
ihrer Gesamtheit angehen. Die Schulleiterin oder 
der Schulleiter unterrichtet die Versammlung über 
Angelegenheiten, die für die Schule von allgemeiner 
Bedeutung sind.

(2)  Die Versammlung der Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher besteht aus den Klassenspreche
rinnen und Klassensprechern aller Klassen der 
Schule. Sie wählt aus der Mitte der Schülerinnen 
und Schüler die Schülersprecherin oder den Schüler
sprecher und eine Stellvertreterin oder einen Stell-
vertreter. Die Versammlung kann anstelle der Wahl 
nach Satz 2 aus der Mitte der Schülerinnen und 
Schüler einen Vorstand wählen, der aus der Schü-
lersprecherin oder dem Schülersprecher und in der 
Regel bis zu zwei stellvertretenden Mitgliedern 
besteht. Durch Beschluss der Versammlung kann 
die Wahl nach Satz 2 und 3 der Vollversammlung 
der Schülerinnen und Schüler übertragen werden.  

(3)  In der Kooperativen Realschule wird ab der  
Klassenstufe 7 in abschlussbezogene Klassen der 
Bildungsgänge zur Erlangung der Berufsreife und 
zur Erlangung des qualifizierten Sekundarabschlus
ses I differenziert.

(4)  Die Realschule plus kann im organisatorischen 
Verbund mit einer Fachoberschule geführt werden. 
Den Bildungsgängen zur Erlangung der Berufsreife 
kann ein weiteres Schuljahr angefügt werden.

Vertretungen für Schülerinnen und Schüler

§ 31  Vertretungen für Schülerinnen  
und Schüler

(1)  Bei der Verwirklichung des Bildungs- und Erzie-
hungsauftrags der Schule wirken die Schülerinnen 
und Schüler durch ihre Vertretung eigenverantwort-
lich mit.

(2)  Die Vertretungen nehmen die Interessen der 
Schülerinnen und Schüler in der Schule, gegenüber 
den Schulbehörden und in der Öffentlichkeit wahr 
und üben die Beteiligungsrechte der Schülerinnen 
und Schüler aus. Sie können im Rahmen des Bil-
dungs- und Erziehungsauftrags der Schule selbstge-
stellte Aufgaben in eigener Verantwortung durch-
führen.

(3)  Bestehen zwischen der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter und einer Vertretung für Schülerinnen 
und Schüler Meinungsverschiedenheiten über die 
Aufgaben, Rechte und Pflichten der Vertretung, 
so können die Beteiligten die Entscheidung des  
Schulausschusses herbeiführen. Die Rechte der 
Schulaufsicht bleiben unberührt.

(4)  Vertretungen für Schülerinnen und Schüler sind 
die Klassenversammlung, die Versammlung der 
Klassensprecherinnen und Klassensprecher sowie 
die Versammlung der Schülerinnen und Schüler. 
Sonstige Vertretungen werden nach Bedarf gebildet.

(5)  Vertretungen für Schülerinnen und Schüler 
werden an allen Schulen der Sekundarstufen I und 
II gebildet. In der Primarstufe sollen Vertretungen 
für Schülerinnen und Schüler gebildet werden. 
Kann eine Vertretung für Schülerinnen und Schüler 
an einer Förderschule oder an einer Grundschule 
nicht gebildet werden, müssen die Schülerinnen und 
Schüler entsprechend ihren Möglichkeiten an der 
Gestaltung ihres Schullebens beteiligt werden.

Schulgesetz (SchulG)
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(2)  Elternvertretungen sind die Klassenelternver
sammlung, der Schulelternbeirat, der Regionalel
ternbeirat und der Landeselternbeirat. Die gewähl-
ten Elternvertreterinnen und Elternvertreter üben 
ein öffentliches Ehrenamt aus. Soweit sie in einem 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen, ist ihnen auf 
Antrag die für die Ausübung des öffentlichen Ehren-
amtes notwendige Zeit zu gewähren.

§ 39  Klassenelternversammlung

(1)  Die Klassenelternversammlung fördert die Zu
sammenarbeit zwischen den Eltern und den Lehr-
kräften der Klasse. Sie berät und unterstützt in 
wesentlichen Fragen der Erziehung und des Unter-
richts, die sich insbesondere aus der jeweiligen Ar
beit in der Klasse ergeben.

(2)  Die Klassenleiterin oder der Klassenleiter un- 
terrichtet die Klassenelternversammlung in allen 
Angelegenheiten, die für die Klasse von allgemeiner 
Bedeutung sind, und erteilt die notwendigen Aus-
künfte.

(3)  Die Klassenelternversammlung besteht aus den 
Eltern der Schülerinnen und Schüler einer Klasse. 
Sie wählt aus ihrer Mitte die Klassenelternspreche-
rin oder den Klassenelternsprecher auf die Dauer 
von höchstens zwei Schuljahren. Die Klasseneltern
sprecherin oder der Klassenelternsprecher vertritt 
die Belange der Klassenelternversammlung gegen
über der Schule.

§ 54  Verlassen einer Schulart oder eines  
Bildungsgangs wegen mangelnder Leistung

(1)  Die Schulart oder der Bildungsgang ist zu ver
lassen, wenn

1. � zweimal in demselben Schuljahrgang (Klassen- 
oder Jahrgangsstufe) oder in zwei aufeinander 
folgenden Schuljahrgängen des Gymnasiums, 
des Kollegs oder des mehrjährigen Bildungs-
gangs an einer berufsbildenden Schule mit 
Ausnahme der Berufsschule durch Beschluss 
der Klassen- oder Kurskonferenz keine Ver- 
setzung erfolgte,

2. � die Abiturprüfung nach der Entscheidung der 
Prüfungskommission nicht mehr innerhalb der 
Verweildauer von vier Jahren an der Oberstufe 
des Gymnasiums oder der Integrierten Gesamt-
schule, am beruflichen Gymnasium oder am  
Kolleg bestanden werden kann,

Die Schülersprecherin oder der Schülersprecher lei-
tet die Versammlung der Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher. Sie oder er vertritt allein oder im 
Fall der Wahl eines Vorstands gemeinsam mit den 
stellvertretenden Mitgliedern die Versammlung der 
Klassensprecherinnen und Klassensprecher.

(4)  In Schulzentren und Kooperativen Gesamtschu-
len können die Versammlungen der Klassenspreche-
rinnen und Klassensprecher gemeinsame Arbeits-
gruppen für Angelegenheiten, die über den Bereich 
der einzelnen Schule hinausgehen, bilden.

(5)  Die Versammlung der Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher wählt mindestens eine Lehrkraft  
als Verbindungslehrkraft. Durch Beschluss der Ver-
sammlung kann die Wahl der Vollversammlung der 
Schülerinnen und Schüler übertragen werden. Die 
Verbindungslehrkraft berät, unterstützt und fördert 
die Schülerinnen und Schüler in Fragen der Vertre-
tung für Schülerinnen und Schüler. Sie nimmt an den 
Sitzungen der Versammlung der Klassensprecherin
nen und Klassensprecher beratend teil.

Mitwirkung der Eltern

§ 37  Grundsatz

(1)  Die Eltern haben das Recht und die Pflicht, an 
der schulischen Erziehung ihrer Kinder mitzuwirken.

(2)  Eltern im Sinne dieses Gesetzes sind die für die 
Person des Kindes Sorgeberechtigten.

(3)  Die Rechte von Sorgeberechtigten können von 
den mit der Erziehung und Pflege der Kinder Beauf-
tragten ausgeübt werden, solange die Sorgeberech-
tigten nicht widersprechen. Die Beauftragung ist der 
Schule schriftlich nachzuweisen.

§ 38  Elternvertretungen

(1)  Durch die Elternvertretungen werden die Eltern 
an der Gestaltung der Erziehungs- und Unterrichts-
arbeit der Schule beteiligt. Die Elternvertretungen 
sollen die Interessen der Eltern im Rahmen der 
Erziehung ihrer Kinder wahren und das Vertrau-
ensverhältnis zwischen Schule und dem Elternhaus  
festigen und vertiefen.

Schulgesetz (SchulG)
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(3)  Sie haben sich, soweit es zur Vorbereitung von 
für ihre schulische Entwicklung besonders bedeut
samen Maßnahmen und Entscheidungen erforder-
lich ist und soweit nicht in ihre körperliche Unver-
sehrtheit eingegriffen wird, schulärztlich, schulzahn
ärztlich, schulpsychologisch und sonderpädagogisch 
untersuchen zu lassen. Zur Teilnahme an ent
sprechenden Testverfahren sind sie nur verpflichtet, 
wenn diese wissenschaftlich anerkannt sind. Die 
Eltern sind vorher über Untersuchungen und Test
verfahren zu informieren; ihnen ist Gelegenheit 
zur Besprechung der Ergebnisse und Einsicht in die 
Unterlagen zu geben. Sind die Schülerinnen und 
Schüler volljährig, stehen ihnen die Rechte nach  
Satz 3 zu.

Schlussbestimmungen

§ 99  Ordnungswidrigkeiten

(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig

1. � der Pflicht zum Besuch einer Schule beharrlich 
nicht nachkommt (§ 64 Abs. 1),

2. � sich nicht den erforderlichen schulärztlichen, 
schulzahnärztlichen, schulpsychologischen oder  
sonderpädagogischen Untersuchungen unter-
zieht (§ 64 Abs. 2 und 3),

3. � als Elternteil oder der mit der Erziehung und 
Pflege Beauftragte oder Beauftragter die An
melde- und Mitwirkungspflichten aus § 65  
Abs. 1 nicht erfüllt.

(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu eintausendfünfhundert Euro geahndet 
werden. Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne 
des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten ist die Kreisverwaltung, in kreisfreien 
Städten die Stadtverwaltung; die Landkreise und die 
kreisfreien Städte nehmen die Aufgabe als Auftrags
angelegenheit wahr.

3. � die Abschlussprüfung zweimal oder einmal 
nach der Nichtversetzung in eine Abschluss
klasse nicht bestanden wurde.

(2)  Die Genehmigung einer weiteren Wiederholung 
der Abschlussprüfung oder einer Klassenstufe in 
besonderen Ausnahmefällen bleibt unberührt.

(3)  Wird von der Klassenkonferenz am Ende der 
Klassenstufe 5 eines Gymnasiums der Wechsel des 
Bildungsgangs empfohlen und wird eine solche 
Empfehlung auch am Ende der Klassenstufe 6 er
teilt, so wird eine Realschule plus oder im Rahmen 
der Kapazität eine Integrierte Gesamtschule be
sucht, wenn keine Versetzung erfolgt. Eine Emp
fehlung zum Wechsel des Bildungsgangs kann aus-
gesprochen werden, wenn die Leistungen und das 
Lernverhalten eine erfolgreiche Mitarbeit im Gym- 
nasium nicht erwarten lassen.

(4)  Das Schulverhältnis kann durch Entscheidung 
der Schulleiterin oder des Schulleiters beendet wer-
den, wenn eine nicht schulbesuchspflichtige Schü-
lerin oder ein nicht schulbesuchspflichtiger Schüler 
trotz wiederholter schriftlicher Mahnung und Andro-
hung der Beendigung des Schulverhältnisses dem 
Unterricht längere Zeit unentschuldigt fernbleibt.

(5)  Das fachliche zuständige Ministerium wird  
ermächtigt, Einzelheiten durch Rechtsverordnung  
zu regeln.

Pflicht zum Schulbesuch

§ 64  Teilnahme am Unterricht,  
Untersuchungen

(1)  Die Schülerinnen und Schüler haben regelmäßig 
am Unterricht und an sonstigen für verbindlich er
klärten Schulveranstaltungen teilzunehmen, eigene 
Leistungen und die erforderlichen Leistungsnach-
weise zu erbringen.

(2)  Sie sind verpflichtet, sich im Rahmen der Schul-
gesundheitspflege schulärztlich und schulzahnärzt-
lich untersuchen zu lassen, soweit nicht in die kör-
perliche Unversehrtheit eingegriffen wird.

Schulgesetz (SchulG)
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Schüler und Schule

§ 1  Recht auf Bildung und Erziehung,  
Mitgestaltung des Schullebens

(1)  Die Schülerinnen und Schüler nehmen ihr Recht 
auf Bildung und Erziehung in der Schule (§3 SchulG) 
auf der Grundlage dieser Schulordnung wahr.

(2)  Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet 
mitzuarbeiten, eigene Leistungen zu erbringen und 
so die Möglichkeit zu deren Beurteilung zu schaffen.

(3)  Die Schülerinnen und Schüler können für alle 
Bereiche des Schullebens Vorschläge unterbreiten.

(4)  Die Schule beachtet in ihrer Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit den jeweiligen Entwicklungsstand, 
den die Schülerinnen und Schüler durch die Erzie-
hung in der Familie und die bisherige Schullaufbahn 
erreicht haben. Sie beteiligt die Schülerinnen und 
Schüler an der Planung und Gestaltung des Unter-
richts, des außerunterrichtlichen Bereichs und der 
schulischen Gemeinschaft.

§ 5  Schülerzeitung

(1)  Schülerzeitungen sind periodische Druckschrif
ten, die von Schülerinnen und Schülern einer oder 
mehrerer Schulen für Schülerinnen und Schüler  
herausgegeben werden und keinen kommerziellen 
Zwecken dienen.

(2)  Die Herausgabe einer Schülerzeitung kann in 
alleiniger Verantwortung der Schülerinnen und 
Schüler oder im Rahmen einer schulischen Ver
anstaltung erfolgen (§ 36 SchulG).

(3)  Erfolgt die Herausgabe der Schülerzeitung in 
alleiniger Verantwortung der Schülerinnen und 
Schüler, so richtet sich ihre Verantwortung nach dem 
Presserecht und den allgemeinen Gesetzen. Die be
absichtigte Gründung ist der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter anzuzeigen; diese oder dieser setzt die 

Sorgeberechtigten der Schüler von deren Absicht,  
in alleiniger Verantwortung eine Schülerzeitung  
herauszugeben, in Kenntnis. Die Schülerinnen und 
Schüler können sich bei ihrer redaktionellen Tätig-
keit durch eine Lehrkraft oder einen Elternteil ihres 
Vertrauens beraten lassen; diese Beratung lässt  
die alleinige Verantwortung der Schülerinnen und 
Schüler für die Schülerzeitung unberührt.

(4)  Erfolgt die Herausgabe der Schülerzeitung im 
Rahmen einer schulischen Veranstaltung, so richtet 
sich die Verantwortung der Schülerinnen und Schü
ler im Rahmen des Schulverhältnisses nach dem 
Presserecht und den allgemeinen Gesetzen. Die 
Gründung der Schülerzeitung und die Herausgabe 
einer einzelnen Nummer bedürfen keiner Genehmi-
gung. Die beabsichtigte Gründung ist der Schullei-
terin oder dem Schulleiter anzuzeigen; diese oder  
dieser setzt die Sorgeberechtigten der Schüler von 
deren Absicht, im Rahmen einer schulischen Ver
anstaltung eine Schülerzeitung herauszugeben, in 
Kenntnis. Die Schülerinnen und Schüler arbeiten 
mit der beratenden Lehrkraft zusammen, die von 
der Redaktion der Schülerzeitung gewählt wird. Sie 
berät und unterstützt die Redaktion.

(5)  Die Schule fördert die Arbeit der Schülerzeitun
gen im Sinne der Absätze 3 und 4. Sie unterrichtet 
die Redaktion über alle die Schülerschaft betreffen
den Belange. Sie stellt im Rahmen ihrer Möglichkei
ten Räume, nach Absprache mit dem Schulträger 
auch Geräte und Materialien für die Arbeit der  
Schülerzeitung bereit.

(6)  Wird die Schülerzeitung im Rahmen einer schu-
lischen Veranstaltung herausgegeben, kann im Ein-
zelfall der Vertrieb auf dem Schulgelände bei Ver-
stößen gegen die Grenzen der Meinungs- und Pres-
sefreiheit oder den Erziehungs- und Bildungsauftrag 
der Schule eingeschränkt oder untersagt werden. 
Diese Vertriebsbeschränkungen und Vertriebsver-
bote können nur ausgesprochen werden, wenn 
pädagogische Einwirkungen wirkungslos geblieben 
sind; die Redaktion und die beratende Lehrkraft sind 

„Übergreifende Schulordnung“
Auszug aus der Schulordnung für die öffentlichen Realschulen plus, Integrierten  

Gesamtschulen und Gymnasien vom 12. Juni 2009 mit Änderungen vom 21. Mai 2021
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Übergreifende Schulordnung

der Schülerin oder des Schülers beeinträchtigen;  
sie entscheiden im Rahmen ihres Erziehungsrechts,  
welche personenbezogenen Daten der Schülerin 
oder des Schülers sie insoweit übermitteln.

(3)  Die Schule berät die Eltern in fachlichen, pä
dagogischen und schulischen Fragen, insbesondere 
im Zusammenhang mit der Wahl der Schullaufbahn 
und der Vorbereitung der Berufswahl einer Schüle-
rin oder eines Schülers. Die Schule unterrichtet die 
Eltern möglichst frühzeitig über ein auffallendes 
Absinken der Leistungen und über sonstige wesent-
liche, die Schülerin oder den Schüler betreffende 
Vorgänge. Die Eltern haben Anspruch auf Unterrich-
tung über die Bewertungsmaßstäbe und auf Aus-
kunft über den Leistungsstand. Sie haben Anspruch 
auf Einsichtnahme in die ihr Kind betreffenden 
Unterlagen und Anspruch auf Auskunft über die ihr 
Kind betreffenden Daten und die Stellen, an die die 
Daten übermittelt worden sind. Ausgenommen von 
diesem Einsichts- und Auskunftsrecht sind päda-
gogische Notizen der Lehrkräfte und den täglichen 
Unterricht begleitende Notizen. Die Schule richtet 
Elternsprechstunden und nach Möglichkeit Eltern
sprechtage ein. Der Termin des Elternsprechtags 
wird im Einvernehmen mit dem Schulelternbeirat 
festgelegt; der Elternsprechtag findet in der Regel  
in der unterrichtsfreien Zeit statt. Werden in der 
Schule mindestens einmal im Schuljahr protokol-
lierte Gespräche mit Eltern und Schülerinnen und 
Schülern über das Lern-, Arbeits- und Sozialverhal-
ten sowie über die Lernentwicklung in den Fächern 
(Lehrer-Schüler-Eltern-Gespräche) geführt, kann auf 
Elternsprechtage verzichtet werden.

(4)  In geeigneten Fällen können Eltern in Abspra-
che mit der Lehrkraft im Unterricht und in Abspra-
che mit dem Verantwortlichen an sonstigen Schul-
veranstaltungen mitarbeiten.

(5)  Die Kenntnisnahme von schriftlichen Mitteilun
gen der Schule sollen die Eltern schriftlich bestäti-
gen.

(6)  Alle allgemein zugänglichen Veröffentlichun-
gen, über die die Schule verfügt, insbesondere die  
Bildungsstandards und schulart- und schulstufen
spezifischen Vorgaben für die einzelnen Unterrichts-
fächer und Lernbereiche sowie das Amtsblatt des 
fachlich zuständigen Ministeriums stehen den Eltern 
auf Wunsch zur Einsichtnahme zur Verfügung.

(7)  Die Eltern volljähriger Schülerinnen und Schüler 
werden nach Maßgabe des § 4 SchulG unterrichtet.

dazu von der Schulleiterin oder dem Schulleiter zu 
hören. Weiterhin sollen die Schulelternsprecherin 
oder der Schulelternsprecher und die Schülerspre-
cherin oder der Schülersprecher gehört werden. Die 
Entscheidung der Schulleiterin oder des Schulleiters 
ist zu begründen und der Redaktion mitzuteilen. 
Erhebt diese Einwände, hat die Schulleiterin oder 
der Schulleiter umgehend die Entscheidung des 
Schulausschusses herbeizuführen; die Rechte der 
Schulaufsicht bleiben unberührt (§ 36 Abs. 3 Satz 
4 und 5 SchulG).

§ 6  Schülervereinigungen, Arbeits-  
und Spielgruppen

(1)  Vereinigungen, Arbeits- und Spielgruppen von 
Schülerinnen und Schülern, deren Veranstaltungen 
nicht zu Schulveranstaltungen erklärt sind, erhalten 
vom Schulträger nach Möglichkeit Schulräume zur 
Verfügung gestellt, sofern ein für die Veranstaltung 
Verantwortlicher benannt wird.

(2)  Veranstaltungen der politischen Schülervereini-
gungen sind keine Schulveranstaltungen.

§ 7  Benutzung schulischer Einrichtungen

Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet,  
schulische Einrichtungen pfleglich zu benutzen. Sie 
sind für die Sauberkeit der Schulgebäude und des 
Schulgeländes mitverantwortlich. Sie haften gegen
über dem Schulträger für Schäden am Schulvermö-
gen nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen.

Eltern und Schule

§ 8  Zusammenwirken von Eltern 
und Schule

(1)  Die gemeinsame Bildungs- und Erziehungsauf-
gabe verpflichtet Schule und Eltern zu vertrauens-
voller Zusammenarbeit. Das Zusammenwirken von 
Eltern und Schule richtet sich nach § 2 SchulG.

(2)  Die Eltern unterrichten im Interesse der Schüle-
rin oder des Schülers die Schule, wenn besondere 
Umstände wie längere Krankheit, außergewöhnliche 
Entwicklungsstörungen oder besonders ungünstige 
häusliche Verhältnisse die schulische Entwicklung 
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eingegangen. Ergänzungsunterricht zur individuel
len Förderung kann befristet eingerichtet werden. 
Zwischen den Klassenstufen findet keine Versetzung 
statt.

§ 19  Schullaufbahnwechsel  
in der Orientierungsstufe

(1)  Ist auf Grund des Lernverhaltens und der Leis
tung im Einzelfall die Förderung einer Schülerin 
oder eines Schülers in seiner bisherigen Klasse nicht 
gewährleistet, ist auf Empfehlung der Klassenkon
ferenz nach Besuch der Klassenstufe 5 ausnahms-
weise ein Übergang in die Klassenstufe 6 einer 
anderen Schulart möglich. Den Eltern ist zuvor Gele-
genheit zu einem Gespräch zu geben; sie sind über 
die Möglichkeiten eines Schullaufbahnwechsels zu 
beraten. Die Empfehlung der Klassenkonferenz wird 
den Eltern schriftlich mitgeteilt. Stimmen die Eltern 
dem empfohlenen Schullaufbahnwechsel nicht zu, 
bleibt die Schülerin oder der Schüler in der bishe- 
rigen Schule.

(2)  Den Eltern sind in der Empfehlung die Gründe 
für den empfohlenen Schullaufbahnwechsel darzu-
legen. Im Falle einer Empfehlung, statt des Gym
nasiums die Realschule plus zu besuchen, sind sie 
darauf hinzuweisen, dass diese Empfehlung zusam-
men mit den in § 54 Abs. 3 SchulG genannten wei-
teren Voraussetzungen (entsprechende Empfehlung 
am Ende der Klassenstufe 6, Nichtversetzung) die 
Grundlage für eine verpflichtende Entscheidung zum 
Wechsel der Schullaufbahn am Ende der Klassen
stufe 6 (§ 20 Abs. 4) bildet.

§ 20  Schullaufbahnentscheidung am Ende 
der schulartabhängigen Orientierungsstufe 
von Realschule plus und Gymnasium

(1)  Am Ende der schulartabhängigen Orientierungs
stufe erhalten die Schülerinnen und Schüler, denen 
ein Wechsel der Schullaufbahn zu raten ist, eine 
Empfehlung der Klassenkonferenz. Den Eltern ist 
zuvor Gelegenheit zu einem Gespräch zu geben.

(2)  Grundlage der Schullaufbahnempfehlung sind 
das Lernverhalten und die Leistungen unter be
sonderer Berücksichtigung der Entwicklung der 
Schülerin oder des Schülers in der Orientierungs-
stufe. Eine Empfehlung der Realschule plus für das 
Gymnasium kann nur ausgesprochen werden, wenn 
der Durchschnitt der Leistungen in den Fächern 

§ 9  Eltern im Unterricht

(1)  Die Eltern können in der Sekundarstufe I nach 
Maßgabe der § 2 Abs. 5 SchulG am Unterricht und 
an schulischen Veranstaltungen ihres Kindes teilneh
men. Die Schulleiterin oder der Schulleiter trifft nach 
Anhören der Gesamtkonferenz mit Zustimmung des 
Schulelternbeirats Regelungen für den Unterrichts-
besuch (§ 40 Abs. 6 Satz 1 Nr. 4 SchulG).

(2)  Für den Unterrichtsbesuch gelten folgende 
Grundsätze:

1. � Der Unterrichtsbesuch ist insbesondere im Blick 
auf die Zahl der teilnehmenden Eltern und die 
Häufigkeit der Unterrichtsbesuche in der Klasse 
so zu gestalten, dass die ordnungsgemäße Er
teilung von Unterricht gesichert bleibt.

2. � Über den Zeitpunkt des Unterrichtsbesuchs 
stimmen sich Eltern und Lehrkraft mindestens 
drei Unterrichtstage vorher ab.

3. � Überprüfungen von Lehrkräften, Studienrefe-
rendaren und Lehramtsanwärtern, die im Rah-
men des Unterrichts vorgenommen werden, 
sowie punktuelle schriftliche und mündliche 
Leistungsfeststellungen der Schülerinnen und 
Schüler sind vom Unterrichtsbesuch ausge-
nommen.

Die Eltern haben über personenbezogene Daten, 
die ihrer Bedeutung nach einer vertraulichen Be
handlung bedürfen, Verschwiegenheit zu wahren.

Orientierungsstufe 

§ 18  Pädagogische Einheit der  
Orientierungsstufe

Die Klassenstufen 5 und 6 der Realschule plus, des 
Gymnasiums und der Integrierten Gesamtschule bil-
den die Orientierungsstufe. Die Orientierungsstufe 
ist eine pädagogische Einheit. Sie hat das Ziel, in 
einem Zeitraum der Erprobung, der Förderung und 
der Beobachtung in Zusammenarbeit mit den Eltern 
die Entscheidung über die geeignete Schullaufbahn 
zu sichern und die Schülerinnen und Schüler in  
die Lernschwerpunkte und Lernanforderungen der 
Sekundarstufe I einzuführen. Der Unterricht wird 
im Klassenverband erteilt. Dabei wird durch in- 
nere Differenzierung und Neigungsdifferenzierung 
(Wahlpflichtfächer) auf die unterschiedlichen Lern- 
voraussetzungen der Schülerinnen und Schüler  

Übergreifende Schulordnung
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Deutsch, Mathematik und Fremdsprache sowie 
der Durchschnitt der Leistungen in den übrigen 
Fächern mindestens 2,5 beträgt. Bei der Ermitt-
lung des Durchschnitts bleibt eine zweite Dezimal- 
stelle unberücksichtigt. Die Klassenkonferenz des 
Gymnasiums kann den Besuch der Realschule  
plus empfehlen. Die Schulleiterin oder der Schul- 
leiter der Realschule plus entscheidet auf der Grund-
lage der Leistungen im Gymnasium und nach einem 
Aufnahmegespräch über die Einstufung. Widerspre-
chen die Eltern dieser Einstufung, ist ihr Wunsch 
zu berücksichtigen. Die Klassenkonferenz entschei-
det nach einer Beobachtung von mindestens sechs 
Wochen nach Unterrichtsbeginn, spätestens nach 
einem halben Schuljahr endgültig.

(3)  Für Schülerinnen und Schüler der Realschule 
plus findet eine Versetzung nach § 65 Abs. 2 und 3,  
für die Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums 
eine Versetzung nach § 66 statt.

(4)  Bei einer Versetzung kann, auch bei abweichen
der Empfehlung, das Gymnasium weiter besucht 
werden. Bei Nichtversetzung kann die Klassenstufe 
6 weiter besucht werden, es sei denn, es wurde so-
wohl nach der Klassenstufe 5 (§ 19 Abs. 1 und 2) 
als auch nach der Klassenstufe 6 die Empfehlung 
ausgesprochen, statt des Gymnasiums die Real-
schule plus zu besuchen; in diesem Fall wird die 
Realschule plus oder im Rahmen der Kapazität eine 
Integrierte Gesamtschule besucht. (§ 54 Abs. 3 Satz 
1 SchulG). Die Schülerin oder der Schüler tritt in die 
Klassenstufe 7 der Realschule plus oder der Integ-
rierten Gesamtschule ein. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter der Realschule plus oder der Integrierten 
Gesamtschule entscheidet auf der Grundlage des 
Leistungsbildes über die Einstufung (§§ 25 Abs. 1 
und 27 Abs. 1).

(8)  Die Versetzungsentscheidung wird zusammen 
mit einer etwaigen Schullaufbahnempfehlung min-
destens 14 Unterrichtstage vor Beginn der Som-
merferien den Eltern schriftlich mitgeteilt. Folgen 
die Eltern der Empfehlung, so melden sie ihr Kind 
spätestens acht Unterrichtstage vor Beginn der 
Sommerferien an der von ihnen gewählten Schule 
an und setzen die bisher besuchte Schule von der 
Anmeldung in Kenntnis; sie legen bei der Anmel-
dung die Schullaufbahnempfehlung und das Zeug-
nis vor. Die bisher besuchte Schule und die von den 
Eltern gewählte Schule bieten eine Beratung zur 
Schullaufbahnwahl an.

Differenzierung in der Realschule plus  
und der Integrierten Gesamtschule

§ 23  Unterrichtsorganisation

In den Klassenstufen 7 bis 10 der Realschule plus 
und der Integrierten Gesamtschule wird der Unter-
richt im Klassenverband und nach Maßgabe der  
§§ 24 bis 26 in je nach Leistung sowie nach Be
gabung und Neigung differenzierten Klassen, Kur
sen oder klasseninternen Lerngruppen erteilt. Beim 
Unterricht im Klassenverband in der Integrierten 
Gesamtschule und der Integrativen Realschule soll 
durch innere Differenzierung auf die unterschied
lichen Lernvoraussetzungen der Schülerinnen und 
Schüler eingegangen werden.

Realschule plus

§ 24  Äußere Leistungsdifferenzierung

(1)  Die äußere Leistungsdifferenzierung in den Klas
senstufen 7 bis 10 erfolgt in der Kooperativen Real-
schule in Form abschlussbezogener Klassen, in der 
Integrativen Realschule in Form einer Fachleistungs-
differenzierung im Kurssystem oder in klassen- 
internen Lerngruppen oder in einer Verbindung  
von Fachleistungsdifferenzierung und abschluss-
bezogenen Klassen. Die Klassenstufe 10 besteht 
in beiden Schulformen aus abschlussbezogenen 
Klassen. Die Wahlpflichtfächer und die Fächer Reli- 
gion/Ethik und Sport können auch bei Bildung 
abschlussbezogener Klassen bildungsgangübergrei-
fend unterrichtet werden.

(2)  Die Fachleistungsdifferenzierung erfolgt in Kur
sen auf zwei Leistungsebenen und beginnt in den 
Fächern Mathematik und erste Fremdsprache ab 
Klassenstufe 7, im Fach Deutsch in der Regel ab 
Klassenstufe 8, spätestens ab Klassenstufe 9, und 
in mindestens einem der Fächer Physik oder Chemie 
spätestens ab Klassenstufe 9.

(3)  In der zweiten Fremdsprache kann ab Klas
senstufe 8 eine Fachleistungsdifferenzierung auf 
zwei Leistungsebenen eingerichtet werden. Falls 
keine Leistungsdifferenzierung stattfindet, wird das 
Fach auf der oberen Leistungsebene unterrichtet.

Übergreifende Schulordnung
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Notendurchschnitt der übrigen Fächer mindestens 
3,0 beträgt und Lernverhalten und Entwicklung der 
Schülerin oder des Schülers eine erfolgreiche Mit- 
arbeit erwarten lassen.

(4)  Eine Umstufung in eine abschlussbezogene 
Klasse der unteren Leistungsebene aus einer ab
schlussbezogenen Klasse der oberen Leistungs
ebene erfolgt, wenn die Schülerin oder der Schüler 
die Versetzungsbedingungen der §§ 64, 65, 68 und 
71 nicht erfüllt. Eine Wiederholung der Klassenstufe 
auf der oberen Leistungsebene ist möglich, wenn es 
sich um vorübergehende Leistungseinschränkungen 
handelt und wenn erwartet werden kann, dass die 
Schülerin oder der Schüler nach Lernvoraussetzun
gen und Lernverhalten den Leistungsanforderungen 
der oberen Leistungsebene entsprechen kann.

(5)  Die Entscheidungen über eine Einstufung oder 
Umstufung erfolgen durch die Klassenkonferenz, 
wobei nur die Lehrkräfte stimmberechtigt sind, die 
die Schülerin oder den Schüler unterrichten. Die El
tern werden über die beschlossene Einstufung oder 
Umstufung schriftlich unterrichtet. Widersprechen  
die Eltern einer vorgesehenen Einstufung, so ist ihr 
Wunsch zu berücksichtigen. Die Klassenkonferenz 
entscheidet nach einer weiteren Beobachtung von 
mindestens sechs Wochen nach Unterrichtsbeginn, 
spätestens nach einem halben Schuljahr endgültig. 
Die Entscheidung wird den Eltern schriftlich mit- 
geteilt.

Integrierte Gesamtschule

§ 26  Fachleistungsdifferenzierung

(1)  Der Unterricht wird in bestimmten Fächern und 
Klassenstufen nach dem Prinzip der äußeren Fach-
leistungsdifferenzierung auf verschiedenen Leis
tungsebenen, in den übrigen Fächern und Klassen
stufen ohne diese Differenzierung erteilt.

(2)  Die Fachleistungsdifferenzierung findet in Kur
sen mit einer Differenzierung nach Leistung oder in 
klasseninternen Lerngruppen statt und erfolgt nach 
Maßgabe der in den Absätzen 3 und 4 getroffenen 
Regelungen auf zwei oder drei Leistungsebenen.

(4)  Abschlussbezogene Klassen können in der Inte-
grativen Realschule plus ab der Klassenstufe 8 oder 
9 eingerichet werden.

(5)  Eine Änderung der Fachleistungsdifferenzie-
rung kann nur zu Beginn eines Schuljahres und mit 
Wirkung für die Schülerinnen und Schüler erfolgen, 
die bei Beginn der Änderung noch nicht in die Leis
tungsdifferenzierung einbezogen waren.

(6)  Entscheidungen über die Fachleistungsdifferen-
zierung nach den Absätzen 2 bis 5 trifft die Gesamt-
konferenz im Benehmen mit dem Schulelternbeirat 
und dem Schulausschuss. Die jeweilige Fachkonfe-
renz kann eine Änderung der Fachleistungsdifferen-
zierung in dem jeweiligen Fach beantragen.

§ 25  Ein- und Umstufung

(1)  Eine Einstufung ist die erste Zuweisung zu 
einem Kurs innerhalb der Fachleistungsdifferenzie-
rung nach § 24 Abs. 1 und 2 oder die Zuweisung 
zu einer abschlussbezogenen Klasse zu Beginn der 
Klassenstufe 7. Grundlage der Einstufung ist die 
Note des letzten erteilten Zeugnisses sowie die 
pädagogische Beurteilung der Leistungsentwicklung 
und des Lernverhaltens. Eine Einstufung in einen 
Kurs der oberen Leistungsebene kann erfolgen, 
wenn zuvor mindestens befriedigende Leistungen 
erbracht wurden. Eine Einstufung in eine abschluss
bezogene Klasse des Bildungsgangs zur Erlangung 
des qualifizierten Sekundarabschlusses I kann nur 
erfolgen, wenn der Notendurchschnitt der Fächer 
Mathematik, erste Fremdsprache und Deutsch 
sowie der Notendurchschnitt der übrigen Fächer 
jeweils mindestens befriedigend beträgt.

(2)  Umstufungen in den leistungsdifferenzierten 
Kursen erfolgen in der Regel zum Ende eines Schul-
halbjahres. Sie können erfolgen, wenn eine Schü-
lerin oder ein Schüler erhöhten Anforderungen 
gewachsen erscheint oder wenn ein erfolgreiches 
Mitarbeiten im bisherigen Kurs nicht mehr gewähr- 
leistet ist.

(3)  Eine Umstufung in eine abschlussbezogene 
Klasse der oberen Leistungsebene aus einer ab
schlussbezogenen Klasse der unteren Leistungs
ebene kann erfolgen, wenn der Notendurchschnitt 
der Fächer Deutsch, Mathematik, Wahlpflichtfach 
und erste Fremdsprache mindestens 2,5 und der 
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(3)  Die Differenzierung in Leistungsgruppen findet 
wie folgt statt:

1. � In den Fächern Mathematik und erste Fremd-
sprache ab Klassenstufe 7, im Fach Deutsch 
in der Regel ab Klassenstufe 8, spätestens ab 
Klassenstufe 9 und in den naturwissenschaft-
lichen Fächern, mindestens jedoch in den 
Fächern Physik und Chemie, ab Klassenstufe 9;

2. � zu Beginn der Klassenstufe 8 kann die zweite 
Fremdsprache als Wahlpflichtfach auf der 
obersten und der mittleren Leistungsebene 
unterrichtet werden; damit gelten für die 
zweite Fremdsprache die Regelungen für 
Fächer mit drei Leistungsebenen.

(4)  § 24 Abs. 5 und 6 gelten entsprechend.

§ 27  Ein- und Umstufung

(1)  Einstufung ist die Zuweisung zu einem Kurs auf 
der für ein Fach in einer Klassenstufe vorgesehenen 
Leistungsebene. Grundlage der Einstufung sind die 
im vorhergehenden Halbjahr in dem betreffenden 
Fach erbrachten Leistungen und die pädagogische 
Beurteilung der Leistungsentwicklung.

(2)  Umstufungen in den leistungsdifferenzierten Kur- 
sen erfolgen, wenn eine Schülerin oder ein Schüler 
erhöhten Anforderungen gewachsen erscheint oder 
wenn ein erfolgreiches Mitarbeiten im bisherigen 
Kurs nicht mehr gewährleistet ist.

(3)  Die Entscheidung über die Einstufung und Um
stufung erfolgt auf der Grundlage einer pädago- 
gischen Beurteilung der Leistungsentwicklung und 
des Lernverhaltens. § 25 Abs. 5 gilt entsprechend.

Schullaufbahnwechsel zwischen Realschule 
plus, Berufsfachschule und Gymnasium

§ 29  Überweisung oder Übergang  
von einem Gymnasium zur Realschule plus

(1)  Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums wer- 
den nach dem Besuch der Klassenstufe 6, 7, 8 oder 9  
in die Realschule plus überwiesen, wenn sie zweimal 
in derselben Klassenstufe oder in zwei aufeinander-
folgenden Klassenstufen nicht versetzt wurden und 
ihnen eine nochmalige Wiederholung aus Härte
gründen nicht gestattet wurde (§ 72 Abs. 2 und 3).

(2)  Ein freiwilliger Übergang vom Gymnasium zur 
Realschule plus in den Klassenstufen 7 bis 9 ist je
derzeit, in die Klassenstufe 10 in besonderen Fällen 
jeweils zum Ende eines Schulhalbjahres möglich.

(3)  Im Rahmen der Kapazität kann auch eine In
tegrierte Gesamtschule besucht werden.

(4)  Die Schulleiterin oder der Schulleiter der aufneh
menden Schule entscheidet, in welche Klassenstufe, 
Klasse und Kurse die Schülerin oder der Schüler auf-
genommen werden kann. In der Regel nach sechs 
Wochen beschließt die Klassenkonferenz, ob die 
bisher von der Schülerin oder vom Schüler gezeigten 
Leistungen den Verbleib in der vorläufig besuchten 
Klassenstufe rechtfertigen.

(5)  Nach dem Übergang in die Realschule plus oder 
in die Integrierte Gesamtschule werden die Leistun
gen der Schülerinnen und Schüler in den schulart
spezifischen Wahlpflichtfächern, in denen die Schü-
lerin oder der Schüler Lerninhalte nachholen muss,  
in der Regel im übernächsten, spätestens im darauf 
folgenden Zeugnis benotet.

§ 30  Übergang von einer Integrierten 
Gesamtschule oder einer Realschule plus  
in die gymnasiale Oberstufe

(1)  Wer an der Integrierten Gesamtschule oder  
der Realschule plus den qualifizierten Sekundarab-
schluss I und eine Berechtigung zum Besuch der 
gymnasialen Oberstufe erworben hat, wird in die 
gymnasiale Oberstufe aufgenommen. Die Anmel-
dung soll zum 1. März mit dem Halbjahreszeugnis 
erfolgen. Anmelden kann sich, wer im Halbjahres-
zeugnis die Berechtigungsvoraussetzungen erfüllt; 
andernfalls kann eine Anmeldung auch unverzüglich 
nach Erhalt des Abschlusszeugnisses erfolgen.

(2)  In der Realschule plus wird die Berechtigung 
erteilt, wenn im Abschlusszeugnis nach Besuch der 
Klassenstufe 10 in allen Fächern mindestens die 
Note „befriedigend“ vorliegt. Ausreichende Leistun
gen in einem oder zwei Fächern können durch min-
destens gute Leistungen in anderen Fächern ausge-
glichen werden, jedoch darf in den Fächern Deutsch, 
Mathematik und erste Fremdsprache nur einmal die 
Note „ausreichend“ vorliegen. Sofern ein Ausgleich 
nicht möglich ist, können nicht befriedigende Leis
tungen in den musischen Fächern und im Fach Sport 
unberücksichtigt bleiben.
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(3)  In der Integrierten Gesamtschule wird die 
Berechtigung erteilt, wenn am Ende der Klassen-
stufe 10 folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

1. � Die Schülerin oder der Schüler muss in min
destens drei Fächern an Kursen der jeweils 
höchsten Leistungsebene teilgenommen ha- 
ben. Die Teilnahmeverpflichtung erstreckt sich 
dabei auf mindestens zwei Kurse der Fächer 
Deutsch, Mathematik und Englisch. Ist die 
zweite Fremdsprache curricular auf die gymna-
siale Oberstufe ausgerichtet, wird sie als wei-
terer Kurs bei der Teilnahmeverpflichtung nach 
Satz 1 berücksichtigt.

2. � In den Fächern mit zwei Leistungsebenen 
sind in Kursen auf der oberen Leistungsebene 
jeweils mindestens befriedigende, in den Kur-
sen der unteren Leistungsebene jeweils min- 
destens gute Leistungen zu erbringen.

3. � In den Fächern mit drei Leistungsebenen sind 
in Kursen der obersten Leistungsebene mindes
tens ausreichende Leistungen, in Kursen auf 
der mittleren Leistungsebene jeweils minde-
stens befriedigende Leistungen und in Kursen 
auf der unteren Leistungsebene jeweils min- 
destens gute Leistungen zu erbringen.

4. � Bei Fächern ohne äußere Fachleistungsdif-
ferenzierung sind mindestens ausreichende 
Leistungen und im Durchschnitt mindestens 
befriedigende Leistungen zu erbringen.

Die Berechtigung wird auch zuerkannt, wenn ledig-
lich in einem Fach die Mindestnote um eine Noten-
stufe unterschritten wird oder ein Ausgleich erfolgt. 
Für den Ausgleich gilt § 75 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 und 
Nr. 5 entsprechend.

(4)  Wird eine Berechtigung nicht erteilt, kann eine 
Prüfung abgelegt werden.

(5)  Die Prüfung gliedert sich in

1. � eine schriftliche Prüfung in den Fächern Deutsch,  
Mathematik und erste Fremdsprache und

2. � eine mündliche Prüfung in einem gesellschafts-
wissenschaftlichen oder naturwissenschaftli- 
chen Fach nach Wahl der Schülerin oder des 
Schülers.

Sofern es zur Sicherung der Entscheidung über das 
Ergebnis der schriftlichen Prüfung gemäß Satz 1  
Nr. 1 erforderlich ist, findet in diesen Fächern auch 
eine mündliche Prüfung statt. Die schriftliche Prü-

fung dauert in jedem Fach 90 Minuten; die münd-
liche Prüfung soll in jedem Fach 20 Minuten nicht 
überschreiten. Die Prüfung findet nach näherer 
Festlegung durch die aufnehmende Schule an zwei 
Tagen innerhalb der letzten fünf Unterrichtstage vor 
Beginn der Sommerferien statt.

(6)  Die Prüfung ist mit Erfolg abgelegt, wenn in 
allen Fächern mindestens die Note „befriedigend“ 
erreicht worden ist. Ausreichende Leistungen in 
einem oder zwei Fächern können durch mindestens 
gute Leistungen in anderen geprüften Fächern aus-
geglichen werden.

Unterricht

§ 33  Teilnahme am Unterricht  
und an sonstigen Schulveranstaltungen

(1)  Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, 
den Unterricht und die sonstigen für verbindlich 
erklärten Schulveranstaltungen zu besuchen. Die 
Verpflichtung erstreckt sich auch auf die Teilnahme 
an internationalen, länderübergreifenden, landes- 
sowie schulinternen Vergleichsuntersuchungen. Die 
Schulleiterin oder der Schulleiter, die Lehrkräfte und 
die Eltern überwachen den Schulbesuch.

(2)  An Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen sind 
Schulveranstaltungen nur in besonderen Fällen mit 
Zustimmung der Schulleiterin oder des Schulleiters 
zulässig. Die Teilnahme ist freiwillig. Den Schülerin
nen und Schülern ist Gelegenheit zum Besuch des 
Gottesdienstes zu geben.

(3)  Über Schulveranstaltungen außerhalb der regel-
mäßigen Unterrichtszeit sind die Eltern rechtzeitig 
zu unterrichten. Sofern eine Schülerbeförderung in 
Betracht kommt, ist auch der Träger der Schülerbe-
förderung zu unterrichten.

(5)  Erschweren außergewöhnliche wetterbedingte 
Umstände (z.B. Hochwasser, Glatteis oder Wind-
bruch) den Schulbesuch in erheblichem Maße, so 
entscheiden die Eltern, ob der Schulweg zumutbar 
ist. Fällt der gesamte Unterricht für die Schülerinnen 
und Schüler aus, so sollen die Eltern nach Möglich-
keit darüber unterrichtet werden. 
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§ 35  Unterrichtsangebot

(1)  Das Unterrichtsangebot umfasst Pflichtfächer, 
Wahlpflichtfächer, Wahlfächer und den Förderun-
terricht. Die Pflicht- und Wahlpflichtfächer ergeben 
sich aus der Anlage zu dieser Verordnung.

(2)  Der Wahlpflichtunterricht ergänzt den Pflicht- 
unterricht durch Unterrichtsangebote, die den un- 
terschiedlichen Begabungen und Neigungen der 
Schülerinnen und Schüler Rechnung tragen sollen. 
Die Schülerinnen und Schüler entscheiden sich nach 
Maßgabe der Stundentafel für ein Wahlpflichtfach.

(3)  Wahlpflichtfächer können zu den hierfür vor
gesehenen Zeitpunkten gewechselt werden. Ein 
Wechsel zu anderen Zeitpunkten ist nur aus be
sonderen Gründen zulässig. Die Entscheidung trifft 
die Schulleiterin oder der Schulleiter nach Anhören 
der Fachlehrkraft.

(4)  Die Abmeldung vom Unterricht in einem Wahl-
fach ist nur zum Ende des Schulhalbjahres zulässig.

(5)  Schülerinnen oder Schüler können von einem 
Wahlfach oder von einer freiwilligen Arbeitsgemein-
schaft ausgeschlossen werden, wenn sie nicht hin-
reichend mitarbeiten oder die gestellten Anforde-
rungen nicht erfüllen. Über den Ausschluss entschei-
det die Leiterin oder der Leiter der Veranstaltung im 
Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem Schul-
leiter. Den Eltern ist zuvor Gelegenheit zu einem  
Gespräch zu geben.

§ 37  Schulversäumnisse

(1)  Sind Schülerinnen und Schüler verhindert, am 
Unterricht oder an sonstigen für verbindlich erklär-
ten Schulveranstaltungen teilzunehmen, haben sie 
oder im Falle der Minderjährigkeit die Eltern die 
Schule unverzüglich zu benachrichtigen und die 
Gründe spätestens am dritten Tag schriftlich darzu-
legen. Die zusätzliche Vorlage von Nachweisen, in 
besonderen Fällen von ärztlichen, ausnahmsweise 
von schulärztlichen Attesten, kann verlangt werden. 
Bei unentschuldigtem Fernbleiben von minderjäh- 
rigen Schülerinnen und Schülern sind die Eltern 
unverzüglich zu benachrichtigen.

§ 38  Beurlaubung, schulfreie Tage

(1)  Eine Beurlaubung vom Unterricht und von sons
tigen für verbindlich erklärten schulischen Veranstal
tungen kann aus wichtigem Grund erfolgen. Die aus 
religiösen Gründen erforderliche Beurlaubung ist zu 
gewähren.

(2)  Eine Beurlaubung von einzelnen Unterrichts-
stunden gewährt die Fachlehrkraft. Bis zu drei 
Unterrichtstagen beurlaubt die Klassenleiterin, 
der Klassenleiter, die Stammkursleiterin oder der 
Stammkursleiter, in anderen Fällen die Schulleiterin 
oder der Schulleiter. Beurlaubungen unmittelbar vor 
oder nach den Ferien sollen nicht ausgesprochen 
werden; Ausnahmen kann die Schulleiterin oder der 
Schulleiter gestatten. Die Vorlage einer schriftlichen 
Begründung und die Vorlage von Nachweisen kann 
verlangt werden.

§ 39  Nichtteilnahme am Sportunterricht

(1)  Schülerinnen und Schüler nehmen am Sport
unterricht nicht teil, wenn ihr Gesundheitszustand 
dies erfordert.

§ 40  Religions- und Ethikunterricht

(1)  Die Schülerinnen und Schüler nehmen am Reli-
gionsunterricht ihres Bekenntnisses teil. Die Teil-
nahme kann von den Eltern, ab der Vollendung des 
14. Lebensjahres von den Schülerinnen und Schü
lern schriftlich abgelehnt werden. Die Abmeldung 
minderjähriger Schülerinnen und Schüler ist den 
Eltern mitzuteilen.

(2)  Auf schriftlichen Antrag können Schülerinnen 
und Schüler, die keiner Kirche oder Religionsge-
meinschaft angehören, am Religionsunterricht eines 
Bekenntnisses teilnehmen, wenn die betroffene Kir-
che oder Religionsgemeinschaft es gestattet. Dies 
gilt entsprechend für die Schülerinnen und Schüler, 
die einer Kirche oder Religionsgemeinschaft ange
hören, für die aber aus zwingenden Gründen Reli
gionsunterricht ihres Bekenntnisses nicht eingerich-
tet werden kann. 

(3)  Schülerinnen und Schüler, die am Religionsun-
terricht nicht teilnehmen, besuchen den Ethikunter-
richt. 
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Förderung

§ 41  Überspringen einer Klassenstufe

(1)  Besonders begabten und leistungswilligen 
Schülerinnen und Schüler kann die Schulleiterin oder 
der Schulleiter das Überspringen einer Klassenstufe 
gestatten, wenn die Eltern oder die Klassenkonfe-
renz im Einvernehmen mit den Eltern einen entspre-
chenden Antrag gestellt haben. Voraussetzung ist, 
dass die Schülerinnen und Schüler in ihren Leistun
gen deutlich über ihre Klasse hinausragen und ihre 
Arbeitsweise erwarten lässt, dass sie erfolgreich in 
der neuen Klassenstufe mitarbeiten können.

(2)  Die Entscheidung darf nicht von einer Prüfung 
abhängig gemacht werden. Die Schülerinnen und  
Schüler sollen so beraten und in der aufnehmenden 
Klasse so gefördert werden, dass sich die mit dem 
Überspringen verbundenen Schwierigkeiten mög-
lichst verringern. Bei der Bewertung der Leistungen 
in der neuen Klassenstufe ist eine Nachholfrist bis  
zu einem halben Jahr einzuräumen.

(3)  Ein Überspringen kann zum Schulhalbjahres
ende oder zum Schuljahresende erfolgen. Das Über
springen wird im Zeugnis vermerkt.

(4)  Die Klassenstufe 10 der Realschule plus und 
der Integrierten Gesamtschule sowie das zweite 
Halbjahr der Jahrgangsstufe 10 des achtjährigen Bil-
dungsganges des Gymnasiums können nicht über-
sprungen werden. Für das Überspringen des zwei-
ten Halbjahres der Klassenstufe 10 und des ersten 
Halbjahres der Jahrgangsstufe 11 des neunjährigen 
Bildungsganges des Gymnasiums und der Klas-
senstufe 10 des Gymnasiums gilt § 80 Abs. 11. Im 
Übrigen ist § 59 Abs. 2 Satz 1 SchulG zu beachten.

(5)  Schülerinnen und Schüler, die die Klassenstufe  
9 übersprungen haben, aber nach dem Besuch  
der Klassenstufe 10 den qualifizierten Sekundarab-
schluss nicht erreichen, erwerben die Qualifikation 
der Berufsreife, wenn sie mit den Leistungen in der 
Klassenstufe 10 die Abschlussbestimmungen der 
Berufsreife erfüllen. In dem Abgangszeugnis wird 
vermerkt, dass es die Berufsreife verleiht. Eine Wie-
derholung der Klassenstufe 10 ist zulässig.

§ 44  Freiwilliges Zurücktreten

(1)  Aus wichtigem Grund, insbesondere bei länge
rer Krankheit während des Schuljahres, bei Schul-

wechsel infolge Änderung des Wohnsitzes, bei be
sonderen Schwierigkeiten in der Entwicklung oder in 
den häuslichen Verhältnissen, können Schülerinnen 
und Schüler der Klassenstufen 6 bis 10 einmal in die 
nächst niedrigere Klassenstufe zurücktreten; in Aus-
nahmefällen können Schülerinnen und Schüler ein 
zweites Mal zurücktreten.

(2)  Ein Zurücktreten aus einer Klassenstufe, die 
wiederholt wird, oder in eine Klassenstufe, die wie-
derholt wurde, ist nicht möglich.

(3)  Die Eltern können das Zurücktreten bis zum 
letzten Unterrichtstag vor den Osterferien beantra-
gen. Über den Antrag entscheidet die Klassenkonfe-
renz. Wird dem Antrag stattgegeben, besuchen die 
Schülerinnen und Schüler unverzüglich den Unter-
richt der nächst niedrigeren Klassenstufe.

(4)  Wird der Antrag abgelehnt und haben die Eltern 
Einwände gegen den Beschluss der Klassenkon-
ferenz, so können sie diese der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter vortragen. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter berät die Eltern und entscheidet, ob der 
den Beschluss nach §27 Abs. 6 SchulG beanstandet 
wird. Die Rechtsbehelfe der Eltern im Übrigen blei-
ben unberührt.

(5)  Für den späteren Übergang in eine Klassenstufe, 
in die die Schülerin oder der Schüler bereits versetzt 
war, bedarf es keiner erneuten Versetzungsentschei
dung.

Leistungsfeststellung und  
Leistungsbeurteilung

§ 50  Grundlagen der Leistungsfeststellung 
und Leistungsbeurteilung

(1)  Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung  
werden gemäß §25 Abs.1 SchulG durch die pä
dagogische Verantwortung und die Freiheit der 
Lehrkraft bestimmt. Leistungen von Schülerinnen 
und Schülern sind als Schritte und Resultate im 
Lernprozess zu sehen.

(2)  Bei der Leistungsfeststellung und der Leistungs-
beurteilung sind vielfältige mündliche, schriftliche 
und praktische Beiträge zu berücksichtigen. Alle 
zur Leistungsfeststellung herangezogenen Arbeits-
formen müssen im Unterricht geübt worden sein.
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(3)  Die Leistungsbeurteilung erfolgt punktuell oder 
epochal. Die Anzahl der Leistungsbeurteilungen 
kann bei den einzelnen Schülerinnen und Schülern 
unterschiedlich sein.

§ 51  Hausaufgaben

(1)  Hausaufgaben dienen der Nach- und Vorberei-
tung des Unterrichts und unterstützen den Lernpro-
zess der Schülerinnen und Schüler. Sie geben Rück-
meldung über den erreichten Leistungsstand.

(2)  Die Schulen legen im Einvernehmen mit dem 
Schulelternbeirat (§ 40 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 SchulG) 
Grundsätze über den Umfang und die Verteilung 
von Hausaufgaben fest. Dabei berücksichtigen sie, 
dass Hausaufgaben selbstständig bewältigt werden 
können, der Leistungsfähigkeit und der Belastbar-
keit der Schülerinnen und Schüler angemessen sind 
und Interessen und Neigungen der Schülerinnen 
und Schüler einbezogen werden.

(3)  Hausaufgaben werden in der Regel im Unter-
richt besprochen und zumindest stichprobenweise 
überprüft. Ein schriftliches Abfragen der Hausauf
gaben darf sich höchstens auf die Hausaufgaben  
der letzten beiden Unterrichtsstunden beziehen und 
nicht länger als 15 Minuten, in der gymnasialen 
Oberstufe nicht länger als 30 Minuten dauern.

(4)  Ferien sind von Hausaufgaben freizuhalten. 
Vom Samstag zum darauffolgenden Montag wer-
den keine Hausaufgaben gestellt.

§ 52  Klassen- und Kursarbeiten,  
schriftliche Überprüfungen

(1)  Klassen- und Kursarbeiten sowie die schriftliche 
Überprüfung dienen der individuellen Leistungsfest-
stellung und Leistungsbeurteilung.

(2)  Mindestens eine Klassen- oder Kursarbeit je 
Fach wird im zweiten Schulhalbjahr der Klassen
stufen 5 und 7 als Parallelarbeit durchgeführt.  
Weitere Parallelarbeiten können vorgesehen wer-
den.

(3)  Die Klassen- oder Kursarbeiten eines Faches 
sind entsprechend dem Fortgang des Lernprozesses 
gleichmäßig auf das Schuljahr zu verteilen. Zu Be
ginn des Schulhalbjahres wird bekannt gegeben, in 
welchen Zeiträumen voraussichtlich Klassen- oder 
Kursarbeiten vorgesehen sind.

(4)  In Fächern, in denen keine Klassen- oder Kurs
arbeiten vorgesehen sind, kann in jedem Schul
halbjahr eine schriftliche Überprüfung angesetzt 
werden. Die schriftliche Überprüfung erstreckt sich 
höchstens auf die Unterrichtsinhalte der letzten 
zehn Unterrichtsstunden, darf bis zu 30 Minuten 
dauern und nicht in den letzten vier Wochen vor der 
Zeugniskonferenz geschrieben werden. In Fächern, 
in denen Klassen- oder Kursarbeiten vorgesehen 
sind, sind schriftliche Überprüfungen nicht zulässig.

(5)  Mehr als insgesamt drei Klassen- oder Kurs
arbeiten oder schriftliche Überprüfungen an sechs 
aufeinanderfolgenden Kalendertagen dürfen nicht 
gefordert werden.

(6)  An einem Unterrichtstag darf nur eine Klassen- 
oder Kursarbeit oder schriftliche Überprüfung gefor-
dert werden.

(7)  Am letzten Unterrichtstag vor und in der jeweili
gen ersten Fachstunde nach den Ferien darf keine 
Klassen- oder Kursarbeit oder schriftliche Überprü-
fung gefordert werden.

(8)  Die Termine der Klassen- oder Kursarbeiten und 
schriftlichen Überprüfungen werden mindestens 
eine Woche vorher bekannt gegeben.

(9)  Zwischen der Rückgabe einer benoteten Klas
sen- oder Kursarbeit und der nächsten Klassen- oder 
Kursarbeit in demselben Fach müssen mindestens  
2 Unterrichtswochen liegen, damit dem Schüler die 
Möglichkeit der Leistungsverbesserung gegeben ist.

(10)  Die Rückgabe einer Klassen- oder Kursarbeit 
oder schriftlichen Überprüfung erfolgt innerhalb 
angemessener Frist.

§ 53  Leistungsbeurteilung

(1)  Leistungen werden nach dem Grad des Errei-
chens von Lernanforderungen beurteilt. Die Beurtei-
lung berücksichtigt den individuellen Lernfortschritt 
der Schülerinnen und Schüler, ihre Leistungsbereit-
schaft und auch die Lerngruppe, in der die Leistung 
erbracht wird.

(2)  Schülerleistungen werden nach dem sechsstu- 
figen Notensystem mit den Noten „sehr gut“, 
„gut“, „befriedigend“, „ausreichend“, „mangel-
haft“ oder „ungenügend“ beurteilt. Den Noten 
werden folgende Definitionen zu Grunde gelegt:
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sehr gut (1) = eine Leistung, die den Anforderungen 
in besonderem Maße entspricht; 
gut (2) = eine Leistung, die den Anforderungen voll 
entspricht; 
befriedigend (3) = eine Leistung, die im Allgemei-
nen den Anforderungen entspricht; 
ausreichend (4) = eine Leistung, die zwar Mängel 
aufweist, aber im Ganzen den Anforderungen noch 
entspricht; 
mangelhaft (5) = eine Leistung, die den Anforde-
rungen nicht entspricht, jedoch erkennen lässt, dass 
die notwendigen Grundkenntnisse vorhanden sind 
und die Mängel in absehbarer Zeit behoben werden 
könnten; 
ungenügend (6) = eine Leistung, die den Anfor
derungen nicht entspricht und bei der selbst die 
Grundkenntnisse so lückenhaft sind, dass die 
Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden 
könnten.

(4)  Die Leistungsbeurteilung erfolgt durch die un-
terrichtenden Lehrkräfte auf der Grundlage von 
Beurteilungskriterien, über die die Schülerinnen 
und Schüler informiert worden sind. Hält die Schul-
leiterin oder der Schulleiter in Ausnahmefällen die 
Änderung einer Note für notwendig, so ist das Ein-
verständnis mit der Lehrkraft anzustreben. Kommt 
eine Einigung nicht zustande, entscheidet die Schul-
leiterin oder der Schulleiter im Benehmen mit der 
Fachkonferenz.

(5)  Die Fachlehrkraft führt mit den Schülerinnen 
und Schülern ein Gespräch, wenn ein Drittel oder 
mehr der Noten einer Klassen- oder Kursarbeit oder 
einer schriftlichen Überprüfung unter „ausreichend“ 
liegt. Nicht ausreichende Noten wegen Leistungs-
verweigerung oder Täuschung werden bei der Be
rechnung des Quorums nicht berücksichtigt. Die 
Schulleiterin oder der Schulleiter entscheidet nach 
Anhören der Fachlehrkraft und der Sprecherin oder 
des Sprechers der Lerngruppe, ob der Leistungs-
nachweis wiederholt wird. Die Noten der Wieder
holung sind maßgeblich.

(6)  Absatz 5 gilt auch für Parallelarbeiten nach § 52 
Abs. 2; dabei ist das Ergebnis aller beteiligten Klas-
sen oder Kurse maßgeblich. Liegt in einer einzel-
nen Klasse oder in einem einzelnen Kurs ein Drittel 
oder mehr der Noten einer Klassen- oder Kursarbeit 
unter „ausreichend“, schlagen die Fachlehrkräfte 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter geeignete 
Maßnahmen vor.

§ 54  Nicht erbrachte Leistungen

(1)  Versäumt eine Schülerin oder ein Schüler einen 
Leistungsnachweis mit ausreichender Entschuldi-
gung, so kann ein Nachtermin gewährt oder die  
Leistung auf andere Art festgestellt werden; ein 
Anspruch auf einen Nachtermin oder eine andere 
Leistungsfeststellung besteht, wenn andernfalls 
eine hinreichende Zahl von Leistungsfeststellungen 
zur Bildung der Zeugnisnote nicht erreicht wird. 
Versäumen Schülerinnen oder Schüler der gym-
nasialen Oberstufe in einem Kurs eine Kursarbeit 
mit ausreichender Entschuldigung, so erhalten sie 
einen Nachtermin. Versäumen sie auch den Nach-
termin mit ausreichender Entschuldigung, so kann 
die Fachlehrkraft auf eine andere Art die Leistung 
feststellen.

(2)  Versäumt eine Schülerin oder ein Schüler ohne 
ausreichende Entschuldigung einen Leistungsnach-
weis oder verweigert ihn, so wird die nicht erbrachte 
Leistung als „nicht feststellbar“ festgehalten. Hier-
für wird die Note „ungenügend“ erteilt.

(3)  Hat eine Schülerin oder ein Schüler der gym
nasialen Oberstufe ohne ausreichende Entschul-
digung einen erheblichen Teil der in einem Kurs 
angesetzten Leistungsnachweise nicht erbracht und 
kann eine Zeugnisnote deshalb nicht erteilt wer-
den, so kann die Kurslehrerkonferenz auf Antrag 
der zuständigen Lehrkraft die Nichtanerkennung 
des Kurses beschließen. Wird mehr als ein Kurs 
eines Halbjahres nicht anerkannt, befindet die 
Jahrgangsstufenkonferenz auf Antrag der Schullei-
terin oder des Schulleiters über die Nichtanerken-
nung des Halbjahres. Ein nicht anerkannter Kurs 
wird im Zeugnis als „nicht anerkannt“ ausgewiesen 
und mit 0 Punkten bewertet.

§ 55  Täuschungshandlungen und  
ordnungswidriges Verhalten bei Leistungs-
nachweisen

(1)  Werden bei einem Leistungsnachweis uner-
laubte Hilfsmittel benutzt oder wird auf andere 
Weise zu täuschen versucht, kann die Fachlehr-
kraft die Wiederholung anordnen, die Bewertung 
herabsetzen oder in einem schweren Fall die Note  
„ungenügend“ erteilen. Wird der Täuschungsver-
such während des Leistungsnachweises festgestellt, 
so kann –  unbeschadet der Regelung in Satz 1 – 
die aufsichtführende Lehrkraft in einem schweren 
Fall die Schülerin oder den Schüler von der weiteren 
Teilnahme ausschließen.
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(2)  Leisten Schülerinnen oder Schüler Beihilfe zu 
einem Täuschungsversuch, können sie von der auf-
sichtführenden Lehrkraft in einem schweren Fall von 
der weiteren Teilnahme am Leistungsnachweis aus-
geschlossen werden. Die Fachlehrkraft entscheidet, 
ob der Leistungsnachweis in diesem Fall zu benoten 
oder zu wiederholen ist. Die Fachlehrkraft kann die 
Wiederholung auch dann anordnen, wenn die Bei-
hilfe erst nach Beendigung des Leistungsnachweises 
festgestellt wird.

(3)  Wer während des Leistungsnachweises erheb-
lich gegen die Ordnung verstößt, kann von der auf-
sichtführenden Lehrkraft verwarnt oder in schweren 
Fällen von der weiteren Teilnahme am Leistungs-
nachweis ausgeschlossen werden. Bei einem Aus-
schluss von der weiteren Teilnahme ist die Note 
„ungenügend“ zu erteilen.

§ 56  Bekanntgabe der Leistungsbeurteilung, 
Rückgabe von Schülerarbeiten

(1)  Die Schülerinnen und Schüler haben das Recht 
auf Auskunft über ihren Leistungsstand, auf Be
kanntgabe der Bewertungsmaßstäbe und auf Be
gründung der Noten.

(2)  Bei Klassen-, Kursarbeiten und schriftlichen 
Überprüfungen wird die Notenverteilung (Noten-
spiegel) mitgeteilt. Noten für mündliche Leistungs-
nachweise werden bis zum Ende der Unterrichts-
stunde oder in der nächsten Unterrichtsstunde be-
kannt gegeben. Epochalnoten sind nach Abschluss 
der Unterrichtseinheit mitzuteilen.

(3)  Klassen-, Kursarbeiten und schriftliche Über
prüfungen sowie Facharbeiten und besondere Lern-
leistungen werden den Schülerinnen und Schülern 
ausgehändigt. Die Eltern minderjähriger Schülerin
nen und Schüler sollen Kenntnis nehmen.

(4)  Werden die Arbeiten nicht rechtzeitig zurück-
gegeben, kann die Aushändigung weiterer Arbeiten  
an die Schülerin oder den Schüler unterbleiben. Die 
Eltern minderjähriger Schülerinnen und Schüler sind 
davon zu unterrichten.

(5)  Klassen-, Kursarbeiten und schriftliche Überprü-
fungen und Schülerarbeiten in den künstlerischen 
Fächern sind am Ende des Schuljahres, Facharbeiten 
und besondere Lernleistungen nach Abschluss des 
Abiturs zurückzugeben. Aus wichtigem Grund kann 
die Schule Arbeiten länger behalten.

Zeugnisse

§ 58  Arten und Inhalt der Zeugnisse,  
Zeugnisausgabe

(1)  Zeugnisse werden als Halbjahreszeugnisse, 
Jahreszeugnisse, Abgangszeugnisse und Abschluss
zeugnisse ausgestellt.

(2)  Zeugnisse enthalten die Leistungsbeurteilung in 
Form von Zeugnisnoten. Die Pflichtfächer und Wahl-
pflichtfächer sind als solche kenntlich zu machen. 
Eine Bemerkung über besondere Leistungen und 
Aktivitäten der Schülerinnen und Schüler innerhalb 
und außerhalb der Schule soll in das Zeugnis oder 
in eine Anlage zum Zeugnis aufgenommen werden, 
wenn die Schülerinnen und Schüler damit einver-
standen sind oder es wünschen und, sofern erfor-
derlich, belegen.

(3)  Halbjahreszeugnisse und Jahreszeugnisse ent-
halten zusätzlich Angaben über Mitarbeit und Ver-
halten sowie Bemerkungen, die für die Schullauf-
bahn des Schülers von Bedeutung sind. Jahreszeug-
nisse der Realschulen plus und Gymnasien sowie 
der Klassenstufe 9 der Integrierten Gesamtschulen 
enthalten einen Vermerk über Versetzung oder 
Nichtversetzung.

(4)  Ein Abgangszeugnis wird Schülerinnen und 
Schülern ausgestellt, die eine Schule ohne Abschluss 
verlassen. Liegt im Zeitpunkt des Abgangs das letzte 
Halbjahreszeugnis oder Jahreszeugnis weniger als 
acht Unterrichtswochen zurück, so ist der darin 
enthaltene Leistungsstand im Abgangszeugnis auf-
zuführen, sonst der Leistungsstand im Zeitpunkt der 
Zeugnisausstellung. Endet das Schulverhältnis spä-
ter als vier Wochen vor dem letzten Unterrichtstag, 
so ist von der abgebenden Schule über die Verset-
zung zu entscheiden. Versetzte Schülerinnen und 
Schüler erhalten einen entsprechenden Vermerk im 
Abgangszeugnis. Nichtversetzte Schülerinnen und 
Schüler erhalten ein Abgangszeugnis ohne Verset-
zungsvermerk und zusätzlich ein Jahreszeugnis mit 
dem Vermerk der Nichtversetzung.

(5)  Die Halbjahreszeugnisse werden am letzten 
Freitag des Monats Januar, im Falle der Sechs-Ta-
ge-Woche am letzten Samstag des Monats Januar 
ausgegeben. Jahreszeugnisse werden am letzten 
Unterrichtstag des Schuljahres ausgegeben.
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§ 59  Zeugnisse in der Integrierten  
Gesamtschule und Realschule plus

(1)  Aus dem Zeugnis muss ersichtlich sein, nach 
welchem Differenzierungssystem der Unterricht or
ganisiert war und in welcher Rangfolge die angege-
benen Kursbezeichnungen stehen.

(2)  Bei Fächern mit äußerer Fachleistungsdifferen-
zierung muss kenntlich gemacht werden, auf wel-
cher Leistungsebene die festgestellten Leistungen 
jeweils erbracht wurden.

(3)  Die Zeugnisnoten werden in den Klassenstufen 
5 bis 8 der Integrierten Gesamtschule durch eine 
verbale Beurteilung ergänzt. Eine verbale Beurtei-
lung kann darüber hinaus auch in den Klassenstu-
fen 9 und 10 der Integrierten Gesamtschule sowie 
in allen Klassenstufen der Realschule plus erfolgen. 
Werden bei den verbalen Beurteilungen Mitarbeit 
und Verhalten beurteilt, entfällt deren gesonderte 
Benotung gem. § 62 Abs. 3.

(4)  Sind die Klassenstufen 8, 9 und 10 in Form der 
Fachleistungsdifferenzierung organisiert, wird den 
Eltern halbjährlich gleichzeitig mit dem Zeugnis mit-
geteilt, welchen Schulabschluss der Sekundarstufe I 
die Schülerin oder der Schüler nach dem gegenwär-
tigen Leistungsstand erreichen kann. Die Mitteilung 
muss schriftlich erfolgen. Den Eltern ist Beratung 
anzubieten.

§ 61  Festsetzung der Zeugnisnoten

(1)  Die Zeugnisnote eines Faches wird von der zu- 
ständigen Fachlehrkraft festgesetzt.

(2)  Zur Festsetzung der Zeugnisnote eines Faches, 
in dem mehrere Klassenarbeiten geschrieben wor-
den sind, wird eine Gesamtnote für Klassenarbei-
ten und eine Gesamtnote für andere Leistungs-
nachweise gebildet. Die Gesamtnote soll durch 
eine hinreichende Zahl von Einzelnoten begründet 
sein. Die Gesamtnote muss nicht der rechnerische 
Durchschnitt der Einzelnoten sein. Einzelnoten kön-
nen unterschiedlich gewichtet werden, wenn dies 
durch den Schwierigkeitsgrad oder den Umfang der 
überprüften Leistung begründet ist. Die Zeugnis-
note ist der rechnerische Durchschnitt der Gesamt-
note für Klassenarbeiten und der Gesamtnote für 
andere Leistungsnachweise; ergibt der Durchschnitt 
einen Bruchwert, ist er unter Berücksichtigung der 

Tendenz jeder der beiden Gesamtnoten und des 
Gesamteindrucks auf- oder abzurunden. Beide Ge
samtnoten und die Zeugnisnote werden in die Zeug-
nisliste aufgenommen.

(3)  Ist in einem Fach nur eine Klassenarbeit ge
schrieben worden, wird die Zeugnisnote aus der 
Note der Klassenarbeit und der Gesamtnote für 
andere Leistungsnachweise gebildet. Dabei ist die 
Note der Klassenarbeit jedoch geringer zu gewich-
ten; im übrigen gilt Absatz 2 Satz 2, 3 und 4 ent-
sprechend. Die Zeugnisnote in Fächern, in denen 
keine Klassenarbeiten geschrieben worden sind, ist 
die Gesamtnote der anderen Leistungsnachweise.

(4)  Sind nach den Stundentafeln die Leistungen  
einzelner Fächer zusammenzufassen, ist für diese 
Fächer eine gemeinsame Zeugnisnote zu bilden. Die 
zuständigen Fachlehrkräfte legen die Note gemein-
sam fest. Die gemeinsame Zeugnisnote muss nicht 
der rechnerische Durchschnitt der Einzelnoten sein. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn die einzelnen 
Fächer sich nach Stundenzahl und Gewicht der Leis
tungsanforderungen unterscheiden.

(5)  Absatz 4 gilt entsprechend für die Bildung der 
Zeugnisnote eines Faches, das in fachliche Teilbe-
reiche aufgestellt ist.

(6)  Die Zeugnisnoten des Jahreszeugnisses werden 
auf Grund der Leistungen im gesamten Schuljahr 
unter stärkerer Berücksichtigung der Leistungen im 
zweiten Schulhalbjahr festgelegt. Bei Schulwechsel 
sind die Zeugnisnoten des Abgangszeugnisses zu 
berücksichtigen.

(7)  Kann eine Zeugnisnote aus Gründen, die bei 
der einzelnen Schülerin oder dem einzelnen Schüler 
selbst liegen, nicht erteilt werden, wird im Zeugnis 
an Stelle der Note vermerkt, dass die Leistung nicht 
feststellbar ist. Die Gründe hierfür sind unter Be- 
merkungen anzugeben. Stellt die Klassenkonfe-
renz unter Vorsitz der Schulleiterin oder des Schul-
leiters oder der Vertreterin oder des Vertreters ein 
schuldhaftes Verhalten, insbesondere Leistungsver-
weigerung fest, wird das Fach bei der Versetzungs-
entscheidung wie die Zeugnisnote „ungenügend“ 
gewertet. Dies ist im Zeugnis zu vermerken.

(8)  Bei Fächern, bei denen Epochenunterricht nur 
im ersten Schulhalbjahr erteilt wurde, ist die Note 
des Halbjahreszeugnisses in das Jahreszeugnis als 
Zeugnisnote zu übernehmen.
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§ 62  Bewertung von Mitarbeit und Verhalten

(1)  Die Bewertung der Mitarbeit bezieht sich vor 
allem auf die Arbeitsbereitschaft und das Bemühen 
der Schülerin oder des Schülers, die sich in Sach
beiträgen zu den selbstständig oder gemeinsam 
mit anderen zu lösenden Aufgaben äußern. Bei 
der Bewertung des Verhaltens sind die Rechte und 
Pflichten der Schülerin oder des Schülers zu berück-
sichtigen. Die Bewertung bezieht auch das Verhal-
ten in der Gruppe mit ein.

(3)  Die Bewertung erfolgt mit:

„sehr gut“, wenn die Mitarbeit oder das Verhalten 
der Schülerin oder des Schülers besondere Anerken-
nung verdient, „gut“, wenn die Mitarbeit oder das 
Verhalten der Schülerin oder des Schülers den an 
sie oder ihn zu stellenden Erwartungen entspricht, 
„befriedigend“, wenn die Erwartungen im Ganzen 
ohne wesentliche Einschränkungen erfüllt werden, 
„unbefriedigend“, wenn die Mitarbeit oder das 
Verhalten der Schülerin oder des Schülers nicht den 
Erwartungen entspricht.

(4)  Die Bewertung „unbefriedigend“ ist im Zeugnis 
zu begründen.

Versetzung, Schulabschluss

§ 64  Allgemeines

(1)  Versetzung und Nichtversetzung sind päda
gogische Maßnahmen, die den Bildungsweg der 
Schülerin oder des Schülers der Gesamtentwick-
lung, der besonderen Lage und der Lernfähigkeit 
unter Berücksichtigung der Leistungsbereitschaft 
anpassen. Ihnen liegt die Feststellung zugrunde, ob 
eine Schülerin oder ein Schüler eine Klassenstufe 
mit Erfolg besucht hat und in der nächst höheren 
Klassenstufe voraussichtlich erfolgreich mitarbeiten 
kann. Mit der Entscheidung über Versetzung und 
Nichtversetzung kann die Empfehlung verbunden 
werden, die Schullaufbahn zu wechseln.

(2)  Der Entscheidung über die Versetzung oder 
Nichtversetzung werden die Zeugnisnoten des Jah-
reszeugnisses in den Pflichtfächern und Wahlpflicht-
fächern zu Grunde gelegt. Am Gymnasium und an 
der Integrierten Gesamtschule wird auch die Note 
des Wahlfachs Fremdsprache zum Ausgleich heran-
gezogen. Die Pflichtfächer und die Wahlpflichtfächer 
ergeben sich aus der Anlage.

(3)  Eine Versetzung auf Probe ist unzulässig.

§ 67  Versetzung in der Integrierten  
Gesamtschule

(1)  Jede Schülerin und jeder Schüler der Integrierten 
Gesamtschule steigt unbeschadet der Regelung des 
Absatzes 2 zu Beginn eines neuen Schuljahres in die 
nächste Klassenstufe auf.

(2)  Am Ende der Klassenstufe 9 findet eine Verset-
zung statt. Eine Versetzung erfolgt, wenn folgende 
Bedingungen vorliegen:

1. � Es werden die Noten der Leistungsebene G 
zugrunde gelegt. Noten auf den Leistungse-
benen E und E1 werden um eine Notenstufe, 
Noten auf der Leistungsebene E2 um zwei 
Notenstufen besser gewertet. Die Note „sehr 
gut“ kann nicht überschritten werden.

2. � Grundsätzlich müssen in den differenzierten 
Fächern die Noten „befriedigend“ oder besser 
und in den undifferenzierten Fächern die Noten 
„ausreichend“ oder besser vorliegen. Unter-
schreitungen in bis zu drei Fächern sind zuläs-
sig. Bei einer Unterschreitung in einem Fach 
um eine Notenstufe ist kein Ausgleich erfor-
derlich. Bei zwei oder drei Unterschreitungen 
der Mindestleistung oder bei einer Unterschrei-
tung um mehr als eine Notenstufe müssen 
alle Unterschreitungen ausgeglichen werden. 
Ein Ausgleich ist nicht möglich, wenn in drei 
Fächern Unterschreitungen vorliegen und zwei 
dieser Fächer zur Fächergruppe Deutsch, erste 
Fremdsprache und Mathematik gehören.

3. � Unterschreitungen in Deutsch, erste Fremd-
sprache und Mathematik können nur inner-
halb dieser Fächergruppe oder durch die 
Wahlpflichtfachnote ausgeglichen werden. 
Wird eine Schülerin oder ein Schüler in mehr 
als einem Wahlpflichtfach unterrichtet, ist für 
den Notenausgleich eine gemeinsame Note zu 
bilden.

4. � Für den Ausgleich der Mindestanforderung 
„befriedigend“ gilt: Die Note „ausreichend“ 
kann durch die Note „sehr gut“ oder „gut“, 
die Note „mangelhaft“ durch die Note „sehr 
gut“ausgeglichen werden. Für den Ausgleich 
der Mindestanforderung „aureichend“ gilt: Die 
Note „mangelhaft“ kann durch die Note „sehr 
gut“, „gut“ oder zwei Noten „befriedigend“, 
die Note „ungenügend“ durch die Note „sehr 
gut“ oder zwei Noten „gut“ ausgeglichen 
werden. Zum Ausgleich können die Noten der 
Pflichtfächer, der Wahlpflichtfächer und der 
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Wahlfächer Fremdsprachen, Naturwissenschaf-
ten und Informatik sowie mit Genehmigung 
der Schulbehörde die Noten weiterer Wahlfä-
cher herangezogen werden.

(3)  Die freiwillige Wiederholung einer Klassenstufe 
am Ende der Schuljahres ist in der Sekundarstufe I 
einmal zulässig; in Ausnahmefällen können Schü-
lerinnen und Schüler ein zweites Mal freiwillig eine 
Klassenstufe wiederholen. Über die Wiederholung 
entscheidet die Klassenkonferenz auf Antrag oder 
mit Einverständnis der Eltern auf der Grundlage 
einer pädagogischen Beurteilung der Leistungsent- 
wicklung und des Lernverhaltens, wobei nur die 
Lehrkräfte stimmberechtigt sind, die die Schülerin 
oder den Schüler in mindestens einem Fach unter-
richten. Unterrichten zwei Lehrkräfte die Schülerin 
oder den Schüler in einem Fach, so haben diese 
in Bezug auf dieses Fach nur eine gemeinsame 
Stimme. Die Wiederholung einer Klassenstufe, die 
bereits wiederholt wurde, ist nicht möglich. Eine 
Wiederholung der Klassenstufe 9 bei erreichter 
Qualifikation der Berufsreife und der Klassenstufe 
10 bei erreichtem qualifizierten Sekundarabschluss 
I ist nur gestattet, wenn das Gesamtbild der Schüle-
rin oder des Schülers erwarten lässt, dass nach der 
Wiederholung ein weitergehender Schulabschluss 
oder eine Berechtigung gemäß § 30 Abs. 3 erreicht 
werden kann.

(4) Für das freiwillige Zurücktreten innerhalb eines 
Schuljahres gilt § 44.

§ 68  Versetzung aufgrund  
einer Nachprüfung

(1)  Wird eine Schülerin oder ein Schüler der Klas-
senstufe 6 bis 9 der Realschule plus oder des Gym-
nasiums oder der Klassenstufe 9 der Integrierten 
Gesamtschule nicht versetzt, so kann eine Nach-
prüfung in einem unter „ausreichend“ liegenden 
Fach durchgeführt werden, wenn die Verbesserung 
bereits um eine Notenstufe in diesem Fach zur Ver
setzung führen würde. In besonderen Fällen (§71) 
kann unter den Voraussetzungen des Satzes 1 eine 
Nachprüfung in zwei Fächern durchgeführt werden.

(2)  Eine Nachprüfung findet nicht statt, wenn eine 
Schülerin oder ein Schüler der Klassenstufen 6 nicht 
versetzt wird und am Ende der Klassenstufe 5 und 
6 die Empfehlung erhalten hat, den Bildungsgang 
zu wechseln.

(3)  Die Schülerin oder der Schüler ist versetzt, 

wenn aufgrund der Ergebnisse der Nachprüfung 
die Versetzungsanforderungen (§§ 65, 66) erfüllt 
werden. 

§ 69  Zulassung zur Nachprüfung

(1)  Die Versetzungskonferenz (§ 64 Abs. 4) lässt 
die Schülerin oder den Schüler gemäß § 68 Abs. 1 
zur Nachprüfung zu, wenn sie oder er in der nächst 
höheren Klassenstufe voraussichtlich erfolgreich 
mitarbeiten kann. Die Entscheidung wird den Eltern 
unverzüglich schriftlich mitgeteilt. Die Nichtzulas-
sung ist zu begründen.

§  71  Versetzung in besonderen Fällen
(1)  Schülerinnen und Schüler können abweichend 
von den Bestimmungen der §§65, 66 und 67 in be
sonderen Fällen, wie längerer Krankheit, Wechsel 
der Schule während des Schuljahres, außergewöhn
lichen Entwicklungsstörungen, besonders ungüns
tigen häuslichen Verhältnissen oder einseitiger Be
gabung versetzt werden, wenn dies bei Würdigung 
ihrer Gesamtpersönlichkeit, ihrer besonderen Lage, 
ihres Leistungsstandes, einschließlich des Leistungs-
standes im wahlfreien Unterricht, und ihres Arbeits-
willens gerechtfertigt und eine erfolgreiche Mitar-
beit in der nächst höheren Klassenstufe zu erwarten 
ist.

(2)  Ein besonderer Fall im Sinne des Absatzes 1 
kann auch vorliegen, wenn Schülerinnen und Schü-
ler in einer anderen als der deutschen Sprache auf-
gewachsen sind. Bei der Würdigung ihres Leistungs-
standes sind insbesondere auch die Leistungen im 
Unterricht in ihrer Mutter- oder Herkunftssprache zu 
berücksichtigen. Soweit die diesen Unterricht ertei-
lende Lehrkraft nicht an der Versetzungskonferenz 
teilnimmt, ist ihr vor der Versetzungsentscheidung 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(3)  Schülerinnen und Schüler der Klassenstufe 8  
der Realschule plus, die aufgrund einer unter „aus-
reichend“ liegenden Note im Wahlpflichtfach nicht 
zu versetzen wären, können versetzt werden, wenn 
ein Wechsel des Wahlpflichtfaches eine Besserung 
des Leistungsstandes erwarten lässt.

(5)  Bei einer Versetzung in besonderen Fällen 
von Klassenstufe 9 nach Klassenstufe 10 wird die 
Berufsreife erst mit erfolgreichem Abschluss der 
Realschule plus oder der Integrierten Gesamtschule 
(§ 75) sowie der Versetzung in Jahrgangsstufe 11 
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des Gymnasiums erreicht.

§ 72  Nichtversetzung

(1)  Nichtversetzte Schülerinnen und Schüler wieder
holen die zuletzt besuchte Klassenstufe.

(2)  Schülerinnen und Schüler, die zweimal in  
derselben Klassenstufe oder in zwei aufeinander  
folgenden Klassenstufen des Gymnasiums nicht  
versetzt wurden, müssen die Schule verlassen und 
können an keiner Schule der besuchten Schulart 
mehr aufgenommen werden.

(3)  Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann auf 
Antrag der Eltern im Einvernehmen mit der Klassen-
konferenz gestatten, dass Schülerinnen und Schüler 
abweichend Absatz 2 die von ihnen zuletzt besuchte 
Klassenstufe wiederholen oder ein zweites Mal wie-
derholen; § 71 Abs.1 gilt entsprechend.

§ 74  Abschluss der Berufsreife

(1)  An der Realschule plus erhalten Schülerinnen 
und Schüler nach Besuch der Klassenstufe 9 die 
Qualifikation der Berufsreife, wenn die Vorausset-
zungen des § 65 Abs. 2, 3 und 5 erfüllt sind, oder 
nach Besuch der freiwilligen Klassenstufe 10 zur  
Erlangung der Qualifikation der Berufsreife, wenn 
die Voraussetzungen des § 79 Abs. 2 erfüllt sind.  
Die §§ 64 und 72 gelten entsprechend. Auf dem 
Abschlusszeugnis wird vermerkt, dass die Schülerin 
oder der Schüler die Qualifikation der Berufsreife 
erworben hat.

(2)  An der Integrierten Gesamtschule erhalten 
Schülerinnen und Schüler nach Besuch der Klassen
stufe 9 die Qualifikation der Berufsreife, wenn die 
Voraussetzungen des § 65 Abs. 2, 3 und 5 erfüllt 
sind. Dabei sind die Leistungen der unteren oder 
untersten Leistungsebene zu Grunde zu legen. In 
den Fächern mit äußerer Fachleistungsdifferen
zierung werden die Noten der unteren und der 
untersten Leistungsebene unverändert in das Ab
schlusszeugnis übernommen. Für den Ausgleich der 
Einzelnoten werden die auf den höheren Leistungs-
ebenen erzielten Noten je Leistungsebene um eine 
Notenstufe besser gewertet. Absatz 1 Satz 5 gilt für 
das Abschlusszeugnis entsprechend.

(3)  Am Gymnasium erhalten Schülerinnen und 
Schüler den Abschluss der Berufsreife mit dem 
Abgangszeugnis der Klassenstufe 9

1.  mit Versetzungsvermerk oder

2.  ohne Versetzungsvermerk, wenn sie nach den 
Bestimmungen des Absatzes 1 an der Realschule 
plus die Qualifikation der Berufsreife erworben  
hätten.

§ 75  Qualifizierter Sekundarabschluss I

(1)  An der Realschule plus erhalten Schülerinnen 
und Schüler nach Besuch der Klassenstufe 10 den 
qualifizierten Sekundarabschluss I, wenn die Voraus
setzungen des § 65 Abs. 4 und 5 erfüllt sind. Die  
§§ 64 und 72 gelten entsprechend. Auf dem Ab
schlusszeugnis wird vermerkt, dass die Schülerin 
oder der Schüler den qualifizierten Sekundarab-
schluss I erworben hat.

(2)  An der Integrierten Gesamtschule erhalten 
Schülerinnen und Schüler nach Besuch der Klassen
stufe 10 den qualifizierten Sekundarabschluss I, 
wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

1. � Die Schülerin oder der Schüler muss in min
destens zwei Fächern an Kursen der obe-
ren Leistungsebene bei Differenzierung auf 
zwei Leistungsebenen oder der mittleren 
Leistungsebene bei Differenzierung auf drei 
Leistungsebenen teilgenommen haben.

2. � In den Kursen der oberen oder mittleren 
Leistungsebene müssen mindestens aus-
reichende, in den Kursen der unteren oder 
untersten Leistungsebene mindestens be- 
friedigende Leistungen erbracht werden.

3. � In den Fächern ohne Fachleistungsdifferen
zierung sind mindestens in zwei Fächern 
befriedigende, in den übrigen mindestens 
ausreichende Leistungen erforderlich.

4. � Der qualifizierte Sekundarabschluss I wird 
auch zuerkannt, wenn lediglich in einem 
Fach die Mindestnote um eine Noten-
stufe unterschritten worden ist oder ein 
Ausgleich erfolgt. Für den Ausgleich gilt 
§ 65 Abs. 5 mit der Maßgabe, dass eine 
Unterschreitung der Mindestleistung „be
friedigend“ um eine Notenstufe durch die 
Note „gut“, eine Unterschreitung um zwei 
Notenstufen durch die Note „sehr gut“ in 
einem anderen Fach ausgeglichen wird. 
Unterschreitungen in Deutsch, erste Fremd-
sprache und Mathematik können nur durch 
Noten innerhalb dieser Fächergruppe oder 
durch die Note im Wahlpflichtfach ausge-
glichen werden.
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5. � Ein Ausgleich ist nicht möglich, wenn bei  
Zugrundelegung von Nummer 6 Unter- 
schreitungen vorliegen	  
a) in vier Fächern oder	  
b) in drei Fächern, sofern mehr als ein Fach 
zur Fächergruppe Deutsch, erste Fremd-
sprache und Mathematik gehört.

6. � In den Fächern mit äußerer Fachleis- 
tungsdifferenzierung werden für die Zu- 
erkennung des qualifizierten Sekundar- 
abschlusses I bei einem Unterricht auf 
zwei Leistungsebenen die Noten der obe-
ren Ebene, bei einem Unterricht auf drei  
Leistungsebenen die Noten der mittle-
ren Ebene unverändert übernommen. Für  
den Ausgleich der Einzelnoten wird jede 
Note der obersten Leistungsebene sowie 
in der zweiten Fremdsprache, falls sie lehr-
planmäßig auf die gymnasiale Oberstufe 
ausgerichtet ist, um eine Notenstufe besser 
gewertet. Noten der untersten Leistungs
ebene werden entsprechend um eine 
Notenstufe schlechter gewertet. Bei den 
Fächern mit äußerer Fachleistungsdifferen-
zierung auf zwei Leistungsebenen werden 
die Noten der unteren Leistungsebene um 
eine Notenstufe schlechter gewertet.

Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 77  Mitteilungen an die Eltern

(1)  Ist die Versetzung einer Schülerin oder eines 
Schülers nach den Leistungen im ersten Schulhalb-
jahr gefährdet, ist ein entsprechender Vermerk in 
das Halbjahreszeugnis aufzunehmen. Dies gilt nicht 
für Halbjahreszeugnisse der Klassenstufen 8 und 9 
der Realschule plus und der Klassenstufen 9 und 10 
des Gymnasiums; in diesen Fällen erhalten die El
tern eine gesonderte schriftliche Mitteilung.

(3)  Wird eine Gefährdung der Versetzung oder des 
erfolgreichen Besuchs erst während des zweiten 
Schulhalbjahres festgestellt, erhalten die Eltern bis 
spätestens zwei Monate vor dem letzten Unter-
richtstag des Schuljahres eine schriftliche Mittei- 
lung.

Besondere Bestimmungen

§ 80  Gymnasiale Oberstufe

(1)  Für die gymnasiale Oberstufe gelten die §§ 57 
bis 77, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt 
ist.

(4)  Die gymnasiale Oberstufe umfasst im 9-jährigen 
Bildungsgang die Jahrgangsstufen 11, 12 und 13, 
im 8-jährigen Bildungsgang die Jahrgangsstufen 10, 
11 und 12. Sie gliedert sich in eine einjährige Ein-
führungsphase und eine zweijährige Qualifikations-
phase. Im 9-jährigen Bildungsgang bilden die Halb-
jahre 11/1 und 11/2, im 8-jährigen Bildungsgang 
die Halbjahre 10/1 und 10/2 die Einführungsphase. 
Im 9-jährigen Bildungsgang gilt das Halbjahr 11/2 
gleichzeitig als erstes Halbjahr der Qualifikations-
phase. Die Qualifikationsphase umfasst im 9-jähri
gen Bildungsgang die Halbjahre 11/2, 12/1, 12/2 
und die Jahrgangsstufe 13 einschließlich der Abi- 
turprüfung, im 8-jährigen Bildungsgang die Halb-
jahre 11/1, 11/2, 12/1, 12/2 einschließlich der  
Abiturprüfung.

(5)  Am Ende der Halbjahre 11/1, 12/1 und 12/2 
im 9-jährigen Bildungsgang und am Ende der Halb-
jahre 10/1, 11/1, 11/2, 12/1, 12/2 im 8-jährigen 
Bildungsgang werden Halbjahreszeugnisse ausge-
stellt. Am Ende der Jahrgangsstufe 13 wird ein Jah-
reszeugnis ausgestellt. Im 9-jährigen Bildungsgang 
wird am Ende der Jahrgangsstufe 11 über die Zu- 
lassung zum Eintritt in die Jahrgangsstufe 12, im 
8-jährigen Bildungsgang wird am Ende der Jahr-
gangsstufe 10 über die Zulassung zum Eintritt in die 
Jahrgangsstufe 11 entschieden. Ist die Zulassung 
nach den Leistungen im 9-jährigen Bildungsgang 
im Halbjahr 11/1 oder im 8-jährigen Bildungsgang 
im Halbjahr 10/1 gefährdet, ist ein entsprechender 
Vermerk in das Halbjahreszeugnis 11/1 oder 10/1 
aufzunehmen. Alle Schülerinnen und Schüler der 
Jahrgangsstufe 11 im 9-jährigen Bildungsgang und 
der Jahrgangsstufe 10 im 8-jährigen Bildungsgang 
erhalten ein Jahreszeugnis mit einem Vermerk über 
die Zulassung oder Nichtzulassung. Für zugelassene 
Schülerinnen und Schüler im 9-jährigen Bildungs-
gang werden die Noten des Halbjahres 11/2 geson-
dert ausgewiesen.

(6)  Im 9-jährigen Bildungsgang wird das Zeugnis 
der Jahrgangsstufe 13 im Monat Februar oder März 
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ausgestellt. Im 8-jährigen Bildungsgang wird das 
Zeugnis des Halbjahres 12/1 am letzten Unterrichts-
tag vor den Weihnachtsferien ausgegeben; die Leis
tungen des Monats Januar werden in die Noten des 
Zeugnisses des Halbjahres 12/2 einbezogen. Das 
fachlich zuständige Ministerium kann aus wichtigem 
Grund bestimmen, dass die Ausgabe des Zeugnisses 
des Halbjahres 12/1 im Januar erfolgt. Die Ausgabe 
des Zeugnisses des Halbjahres 12/2 im achtjährigen 
Bildungsgang erfolgt im Mai oder Juni.

(8)  Für die Zulassung zum Eintritt in die Jahrgangs-
stufe 12 im 9-jährigen Bildungsgang oder zum  
Eintritt in die Jahrgangsstufe 11 im 8-jährigen Bil-
dungsgang gilt:

1. � Grundlage für die Entscheidung sind im 9- 
jährigen Bildungsgang die in der Jahrgangs- 
stufe 11 erreichten Jahresnoten oder im 8-jäh- 
rigen Bildungsgang die in der Jahrgangs-
stufe 10 erreichten Jahresnoten der Fächer, 
die innerhalb der Pflichtstundenzahl belegt 
wurden. Die Jahresnote im 9-jährigen Bil-
dungsgang setzt sich aus den Zeugnisno-
ten der Halbjahre 11/1 und 11/2, im 8- 
jährigen Bildungsgang aus den Zeugnisnoten 
der Halbjahre 10/1 und 10/2 im Verhältnis 1:2 
zusammen. Die Jahresnote eines außerhalb der 
Pflichtstundenzahl belegten Grundfaches wird 
auf Antrag der Schülerin oder des Schülers 
anstelle der schlechteren Note eines innerhalb 
der Pflichtstundenzahl belegten Grundfaches 
der Zulassungsentscheidung zu Grunde gelegt, 
sofern die geänderte Fächerkombination zu- 
lässig ist.

2. � Zuzulassen ist, wer in keinem Fach eine Note 
unter „ausreichend“ oder nur in einem Grund-
fach die Note „mangelhaft“ hat.

3. � Außerdem ist zuzulassen, wer in einem Leis
tungsfach oder in einem Leistungs- und einem 
Grundfach oder in zwei Grundfächern die Note 
„mangelhaft“ hat und diese durch Noten in 
anderen Fächern ausgleichen kann. Die Note 
„mangelhaft“ kann durch die Note „sehr gut“ 
oder „gut“ oder durch zwei Noten „befriedi-
gend“ ausgeglichen werden. Die Note „man-
gelhaft“ in einem Leistungsfach kann nur 
durch Noten in anderen Leistungsfächern aus-
geglichen werden.

4. � Nicht zugelassen wird, wer in einem Fach  
die Note „ungenügend“ oder in zwei 
Leistungsfächern die Note „mangelhaft“ oder 

in mehr als zwei Fächern die Note „mangel-
haft“ hat.

5. � Nicht zugelassen wird auch, wer im 9-jährigen 
Bildungsgang im Halbjahr 11/2 in einem Fach 
das innerhalb der Pflichtstundenzahl belegt 
wurde die Note „ungenügend“ hat.

(10)  Ein freiwilliges Zurücktreten um ein Jahr ist im 
9-jährigen Bildungsgang einmal am Ende der Halb-
jahre 11/2, 12/1, 12/2 oder vor Beginn der schrift
lichen Abiturprüfung in der Jahrgangsstufe 13, im  
8-jährigen Bildungsgang einmal am Ende der Halb-
jahre 10/2, 11/1, 11/2 oder 12/1 zulässig, sofern die 
Jahrgangsstufe 11 im 9-jährigen Bildungsgang oder 
die Jahrgangsstufe 10 im 8-jährigen Bildungsgang 
nicht wiederholt worden ist. Das Zurücktreten ist 
der Schule schriftlich mitzuteilen. Es wird im Zeug-
nis vermerkt. Bei der Wiederholung können nur die  
Ergebnisse des zweiten Durchgangs für die Zu
lassungsentscheidung herangezogen und in die 
Gesamtqualifikation eingebracht werden. Die Schü-
lerinnen und Schüler müssen die Belegung ihrer 
Fächer nach dem Unterrichtsangebot der Schule 
richten.

(11)  Für Schülerinnen und Schüler des Gymna-
siums, die gemäß § 41 die Klassenstufe 10 oder 
im neunjährigen Bildungsgang des Gymnasiums 
das zweite Halbjahr der Klassenstufe 10 und das 
Halbjahr 11/1 übersprungen haben, wird auf 
dem Abgangszeugnis der qualifizierte Sekundar- 
abschluss I bescheinigt, wenn sie im neunjährigen 
Bildungsgang die Zulassung zur Jahrgangsstufe 12 
erreicht haben oder im achtjährigen Bildungsgang 
am Ende der Jahrgangsstufe 11 ein Leistungsbild 
erreicht haben, das entsprechend Absatz 8 eine 
Zulassung zur Jahrgangsstufe 11 ermöglicht hätte. 
Wurde im neunjährigen Bildungsgang das zweite 
Halbjahr der Klassenstufe 10 und das Halbjahr 11/1 
übersprungen, ist die Nachholfrist angemessen zu 
verkürzen, sodass die Notengebung für das Halbjahr 
11/2 sichergestellt ist; für die Zulassung zum Eintritt 
in die Jahrgangsstufe 12 sind nur die Noten des 
Halbjahres 11/2 zu berücksichtigen.

(12)  Die Schule muss verlassen werden, wenn

1. � im 9-jährigen Bildungsgang am Ende der 
Jahrgangsstufe 11 nicht zum Eintritt in die 
Jahrgangsstufe 12 oder im 8-jährigen Bil-
dungsgang am Ende der Jahrgangsstufe 10 
nicht zum Eintritt in die Jahrgangsstufe 11 
zugelassen wird, nachdem zum zweiten Male 
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schuss gemäß Absatz 3 von der weiteren Teilnahme 
an der Prüfung ausgeschlossen werden.

(3)  Die Entscheidung über die Wiederholung der 
Prüfungsleistung oder den Ausschluss von der wei-
teren Teilnahme an der Prüfung trifft der Prüfungs-
ausschuss. 

(4)  Bei einem Ausschluss von der Teilnahme an der 
Prüfung gilt die Prüfung als nicht bestanden.

Störung der Ordnung

§ 95  Verstöße gegen die Ordnung  
in der Schule

(1)  Bei Verstößen gegen die Ordnung in der Schule 
können Ordnungsmaßnahmen ausgesprochen wer-
den.

(2)  Verstöße gegen die Ordnung in der Schule lie-
gen insbesondere vor bei Störungen des Unterrichts 
oder sonstiger Schulveranstaltungen, bei Verletzun
gen der Teilnahmepflicht, bei Handlungen, die das 
Zusammenleben in der Schule oder die Sicherheit 
der Schule oder der am Schulleben Beteiligten ge
fährden sowie bei Verletzungen der Hausordnung.

§ 96  Anwendung  
von Ordnungsmaßnahmen

(1)  Ordnungsmaßnahmen können nur ausgespro-
chen werden, wenn andere erzieherische Einwirkun
gen nicht ausreichen. Als erzieherische Einwirkun
gen kommen insbesondere in Betracht: Gespräch, 
Ermahnung, Verpflichtung zur Wiedergutmachung 
angerichteten Schadens, Verpflichtung zur Über-
nahme von Arbeiten für die Schul- oder Klassen
gemeinschaft, Nacharbeiten von Versäumten, Ent-
schuldigung für zugefügtes Unrecht und Überwei-
sung in eine andere Klasse oder in einen anderen 
Kurs derselben Klassen- oder Jahrgangsstufe der 
Schule.

(2)  Ordnungsmaßnahmen müssen von erzieheri
schen Gesichtspunkten bestimmt sein und in ange-
messenem Verhältnis zur Schwere des Ordnungs
verstoßes stehen.

(3)  Ordnungsmaßnahmen für ganze Gruppen sind 
nur zulässig, wenn jede einzelne Schülerin und jeder 

die Jahrgangsstufe 11 im neunjährigen oder 
zum zweiten Male die Jahrgangsstufe 10 im 
achtjährigen Bildungsgang besucht wurde oder 
in beiden Fällen schon zuvor die Klassenstufe, 
die er vor Übertritt in die gymnasiale Oberstufe 
besucht wurde, wiederholt wurde;

2. � die in der Abiturprüfungsordnung geregel-
ten Voraussetzungen für den Eintritt in die 
Jahrgangsstufe 13 im 9-jährigen Bildungsgang 
oder in die Jahrgangsstufe 12 im 8-jährigen 
Bildungsgang nicht erfüllt sind und die Ober-
stufe schon drei Jahre lang besucht wurde;

3. � die Qualifikation im Grundfachbereich nicht 
erreicht und die Oberstufe im vierten Jahr 
besucht wird.

Prüfungen

§ 84  Versäumnis

(1)  Sind Schülerinnen oder Schüler durch Krank-
heit oder sonstige von ihnen nicht zu vertretende 
Umstände an der Ablegung der Prüfung oder eines 
Prüfungsteils verhindert, so haben sie dies in geeig-
neter Weise unverzüglich nachzuweisen. Bei Erkran-
kung ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen. 

(2)  Eine Prüfung gilt als nicht bestanden, wenn sie 
auf Grund von Umständen versäumt wird, die die  
Schülerin oder der Schüler zu vertreten hat. Durch 
zu vertretende Umstände versäumte Prüfungsteile 
gelten als mit „ungenügend“ bewertet.

(3)  Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend für verwei-
gerte Prüfungsleistungen.	

§ 85  Täuschungshandlungen  
und ordnungswidriges Verhalten

(1)  Wer unerlaubt Hilfsmittel benutzt oder sonst zu 
täuschen versucht oder Beihilfe dazu leistet oder zu 
leisten versucht, kann vom Aufsichtführenden ver-
warnt oder vom Prüfungsausschuss gemäß Absatz 3 
zur Wiederholung der Prüfungsleistung verpflichtet 
oder in schweren Fällen von der weiteren Teilnahme 
an der Prüfung ausgeschlossen werden.

(2)  Wer während der Prüfung erheblich gegen die 
Ordnung verstößt, kann vom Aufsichtführenden 
verwarnt oder in schweren Fällen vom Prüfungsaus-
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Unterlagen vermerkt.

(3)  In den Fällen des §97 Abs.1 Nr. 4, 5 und 6 so
wie bei der Untersagung der Teilnahme der sonsti
gen mehrtägigen Schulveranstaltungen (§ 97 Abs.1 
Nr. 3) sind die Eltern und auf Wunsch des Schülers 
ein Beistand zu hören. Als Beistand können der 
Schule angehörende Lehrer oder Schüler sowie 
Eltern von Schülern gewählt werden.

(4)  Der Schulleiter kann zur Sicherung der Unter-
richts- und Erziehungsarbeit Ordnungsmaßnahmen 
gemäß §97 Abs.1 Nr. 4 und 5 vorläufig anordnen. 
Bei sonstigen Schulveranstaltungen kann ihr Leiter 
vorläufig die Untersagung der Teilnahme anord-
nen, wenn die Entscheidung der zuständigen Stel-
len nach § 97 Abs.1 Nr. 3 und 4 nicht rechtzeitig 
herbeigeführt werden kann. Der Schüler ist vor der 
Anordnung zu hören. Die Eltern sind von der Ord-
nungsmaßnahme zu unterrichten.

§ 99  Ausschluss auf Zeit oder auf Dauer  
von der Schule gemäß § 97 Abs. 2 Nr.1

(1)  Schülerinnen und Schüler, deren Verbleib in der 
Schule eine ernstliche Gefahr für die Erziehung, die 
Sicherheit oder die Unterrichtung der anderen Schü-
lerinnen und Schüler bedeutet, können auf Zeit oder 
auf Dauer durch die Gesamtkonferenz von der bis-
her besuchten Schule ausgeschlossen werden.

(2)  Ein Ausschluss kann nur erfolgen, wenn er an
gedroht war (§ 97 Abs.1 Nr. 6), es sei denn, der 
durch die Androhung verfolgte Zweck kann nicht 
oder nicht mehr erreicht werden.

Hausrecht der Schule

§ 102  Hausordnung

(1)  Die Hausordnung soll insbesondere Regelungen 
für das Verhalten bei Gefahr und Unfällen, in Pau-
sen und Freistunden, vor Beginn und nach Beendi-
gung des Unterrichts sowie für das Verlassen des 
Schulgeländes und die Benutzung der Einrichtung 
der Schule enthalten.

(2)  Die Hausordnung der Schule ist im Einverneh-
men mit dem Schulausschuss sowie im Benehmen 
mit dem Schulträger und dem Schulelternbeirat zu 
erlassen. Wird ein Einvernehmen nicht erzielt, ent-
scheidet die Schulbehörde.

einzelne Schüler der Gruppe sich ordnungswidrig 
verhalten hat.

§ 97  Maßnahmenkatalog

(1)  Es können folgende Ordnungsmaßnahmen ge-
mäß §53 Abs. 2 Nr. 7 SchulG getroffen werden:

1. � Untersagung der Teilnahme am Unterricht 
der laufenden Unterrichtsstunde durch die 
unterrichtende Lehrkraft,

2. � schriftlicher Verweis durch die Schulleiterin 
oder den Schulleiter,

3. � Untersagung der Teilnahme am Unterricht  
des laufenden Unterrichtstages oder an sonsti- 
gen, bis zu einwöchigen Schulveranstaltungen 
durch die Schulleiterin oder den Schulleiter,

4. � Untersagung der Teilnahme am Unterricht bis 
zu drei vollen Unterrichtstagen oder an über 
einwöchigen sonstigen Schulveranstaltungen 
durch die Klassenkonferenz oder Kurslehrer-
konferenz,

5. � Untersagung der Teilnahme am Unterricht  
für vier bis sechs Unterrichtstage durch die 
Klassenkonferenz oder Kurslehrerkonferenz im 
Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter,

6. � Androhung des Ausschlusses gemäß Absatz 2  
durch die Klassenkonferenz oder Kurslehrer- 
konferenz. 

(2)  Es können folgende Ordnungsmaßnahmen ge- 
mäß § 55 SchulG getroffen werden:

1. � der Ausschluss von der bisher besuchten 
Schule auf Zeit oder auf Dauer,

2. � der Ausschluss von allen Schulen einer  
Schulart,

3. � der Ausschluss von allen Schulen  
des Landes.

§ 98  Verfahrensbestimmungen zu  
den Ordnungsmaßnahmen nach § 97 Abs.1

(1)  Die Ordnungsmaßnahmen können mit einer 
erzieherischen Einwirkung im Sinne von § 96 Abs.1 
verbunden werden.

(2)  Bevor eine Ordnungsmaßnahme ausgesprochen 
wird, ist die Schülerin oder der Schüler zu hören.  
Die Ordnungsmaßnahme ist zu begründen. Sie wird 
den Eltern minderjähriger Schülerinnen und Schüler 
schriftlich mitgeteilt und in den ihn betreffenden 
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§ 1  Geltungsbereich

(1)  Diese Verordnung gilt für die gymnasiale Ober-
stufe der öffentlichen Gymnasien und Integrierten 
Gesamtschulen.

(2)  Soweit diese Verordnung keine besonderen Be- 
stimmungen enthält, wird auf die Übergreifende 
Schulordnung und die Abiturprüfungsordnung ver-
wiesen, insbesondere auf die in diesen Landesver-
ordnungen enthaltenen Bestimmungen über Ver
fahren und Grundsätze der Leistungsbewertung.

§ 2  Ziele der gymnasialen Oberstufe

(1)  In der gymnasialen Oberstufe sollen die Schü-
lerinnen und Schüler nach ihrer Begabung und 
Neigung für Studium und Beruf vorbereitet und in 
ihrer personalen und sozialen Entfaltung gefördert 
werden. Die gymnasiale Oberstufe führt durch die 
Vermittlung einer allgemeinen Grundbildung in Ver-
bindung mit individuellen Schwerpunktsetzungen 
zur allgemeinen Hochschulreife.

(2)  Der erzieherische Auftrag der gymnasialen 
Oberstufe besteht darin, zur Persönlichkeitsbildung 
der Schülerinnen und Schüler beizutragen, sie zu 
vernetztem Denken, zu wertorientiertem Verhal-
ten sowie zur verantwortlichen Mitgestaltung des 
öffentlichen Lebens zu befähigen.

(3)  Zum Erreichen dieser Ziele wirken Schülerschaft, 
Lehrerkollegium und Eltern in einer Weise zusam-
men, die der Situation der Schülerinnen und Schüler 
in der gymnasialen Oberstufe gerecht wird.

§ 3  Aufbau und Abschluss der gymnasialen 
Oberstufe

(1)  Die gymnasiale Oberstufe umfasst im neunjäh-
rigen Bildungsgang die Jahrgangsstufen 11, 12 und 
13, im achtjährigen Bildungsgang die Jahrgangs
stufen 10, 11 und 12. Sie gliedert sich in eine Ein-
führungsphase und eine Qualifikationsphase.
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(2)  Ziel der Einführungsphase ist es, die Schü-
lerinnen und Schüler mit den Arbeitsformen der  
gymnasialen Oberstufe vertraut zu machen.

(3)  In der Qualifikationsphase erwerben die Schü-
lerinnen und Schüler die Voraussetzungen für die  
Abiturprüfung, die im neunjährigen Bildungsgang  
in der Jahrgangsstufe 13 und im achtjährigen Bil-
dungsgang im zweiten Halbjahr der Jahrgangsstufe 
12 durchgeführt wird.

(4)  Der Besuch der gymnasialen Oberstufe dauert 
in der Regel drei Jahre, höchstens jedoch vier Jahre; 
das letzte Jahr endet im neunjährigen Bildungsgang 
jeweils am 31. März, im achtjährigen Bildungsgang 
jeweils am 31. Juli. Das Recht auf eine Wiederho-
lung der Abiturprüfung bleibt davon unberührt.

§ 4  Unterricht in der gymnasialen Oberstufe

(1)  In der gymnasialen Oberstufe wird der Unter-
richt in einem Kurssystem von Grund- und Leis
tungskursen durchgeführt.

(2)  Ein Kurs ist der Unterrichtsabschnitt eines 
Faches, der in den Jahrgangsstufen 10, 11 und 12  
jeweils ein Schulhalbjahr und in Jahrgangsstufe 13 
die gesamte Unterrichtsphase umfasst.

(3)  Die Kurse eines Faches bauen als Folgekurse  
inhaltlich und methodisch aufeinander auf.

(4)  In den Grundfächern werden grundlegende 
inhaltliche und methodische Kenntnisse sowie Ein-
sichten in die wichtigsten Fragen der jeweiligen  
Fächer vermittelt.

(5)  In den Leistungsfächern werden darüber hinaus 
vertiefte inhaltliche und methodische Kenntnisse 
vermittelt, die eine Auseinandersetzung mit wesent-
lichen Fragen der Wissenschaften ermöglichen, 
die den einzelnen Fächern zugrunde liegen. Die 
Leistungsfächer erlauben den Schülerinnen und 
Schülern eine individuelle Schwerpunktbildung.

„Die Mainzer Studienstufe“
Auszug aus der Landesverordnung über die gymnasiale Oberstufe vom 21. Juli 2010 

mit Änderungen vom 19. Februar 2017
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1. � vierstündig:	  
Geschichte, Erdkunde, Sozialkunde sowie im 
achtjährigen Bildungsgang in der Jahrgangs-
stufe 10 Biologie, Chemie, Physik und Infor-
matik;

2. � sechsstündig:	  
im achtjährigen Bildungsgang in den Jahr-
gangsstufen 11 und 12 Deutsch und Mathe-
matik;

3. � siebenstündig: 
Sport; zwei dieser Unterrichtsstunden werden 
nicht auf die Pflichtstundenzahl (§7 Abs. 4) 
angerechnet.

§ 7  Fächerkombinationen und Bedingungen 
des Belegens von Grund- und Leistungsfächern

(1)  Die Schülerinnen und Schüler belegen durch
gehend eine Fächerkombination, die folgende 
Unterrichtsfächer umfasst: Deutsch, eine Fremd-
sprache, zwei Fächer aus dem gesellschaftswissen
schaftlichen Aufgabenfeld, Mathematik, eine 
Naturwissenschaft, Evangelische oder Katholische 
Religionslehre oder Ethikunterricht, Sport sowie 
eine weitere Fremdsprache oder eine weitere Natur
wissenschaft oder Informatik. Bildende Kunst oder 
Darstellendes Spiel oder Musik ist im neunjährigen 
Bildungsgang mindestens in der Jahrgangsstufe 
12, im achtjährigen Bildungsgang durchgehend zu 
belegen. Im achtjährigen Bildungsgang sind in der 
Jahrgangsstufe 10 zwei Fremdsprachen und drei 
Naturwissenschaften zu belegen. Informatik kann 
eine Naturwissenschaft ersetzen.

(2)  Die Schülerinnen und Schüler können bis zu 
zwei zusätzliche Fächer in Überschreitung der 
Pflichtstundenzahl belegen, sofern ihre Leistungs
fähigkeit und Belastbarkeit sowie die organisato-
rischen Bedingungen der Schule dies zulassen.

(3)  Spätestens in der zehnten Woche nach Unter-
richtsbeginn legen die Schülerinnen und Schüler 
verbindlich fest, welche Grund- und Leistungsfächer 
sie in der gymnasialen Oberstufe fortführen. Im 
achtjährigen Bildungsgang legen die Schülerinnen 
und Schüler spätestens fünf Unterrichtstage nach 
Ausgabe des Halbjahreszeugnisses der Jahrgangs-
stufe 10 fest, welche Fremdsprachen und Naturwis-
senschaften oder Informatik in der Jahrgangsstufe 
11 weitergeführt werden. §9 Abs. 1 bleibt hiervon 
unberührt.

§ 5  Angebot an Grund- und Leistungs- 
fächern und Fächerkombinationen

(1)  Grundfächer sind: Deutsch, Englisch, Franzö-
sisch, Latein, Griechisch, Russisch, Italienisch, Spa-
nisch, Bildende Kunst, Darstellendes Spiel, Musik, 
Geschichte, Sozialkunde/Erdkunde, Mathematik, 
Physik, Chemie, Biologie, Informatik, Evangelische 
Religionslehre, Katholische Religionslehre, Ethik
unterricht, Philosophie, Sport und mit Genehmi-
gung des fachlich zuständigen Ministeriums wei- 
tere Fächer.

(2)  Leistungsfächer sind: Deutsch, Englisch, Franzö-
sisch, Latein, Spanisch, Italienisch, Griechisch, Rus-
sisch, Bildende Kunst, Musik, Geschichte, Erdkunde, 
Sozialkunde, Mathematik, Physik, Chemie, Biologie, 
Informatik, Evangelische Religionslehre, Katholische 
Religionslehre, Philosophie, Sport und mit Genehmi-
gung des fachlich zuständigen Ministeriums weitere 
Fächer.

(3)  Das Angebot an Grund- und Leistungsfächern 
kann an der einzelnen Schule nur im Rahmen ihrer 
personellen und räumlichen Möglichkeiten erfolgen. 
Ein Anspruch auf das Angebot eines bestimmten 
Grund- oder Leistungsfachs besteht nicht. Eine schul- 
interne Schwerpunktbildung kann durch das An- 
gebot entsprechender Fächerkombinationen unter-
stützt werden.

§ 6  Stundenzahl in Grund- und  
Leistungsfächern

(1)  Ein Fach wird als Grundfach dreistündig unter-
richtet. Abweichend hiervon werden unterrichtet:

1. � zweistündig:	  
Geschichte, Sozialkunde/Erdkunde, Evange-
lische Religionslehre, Katholische Religions-
lehre, Ethikunterricht, Sport sowie im acht-
jährigen Bildungsgang in der Jahrgangsstufe 
10 Biologie, Chemie, Physik und Informa-
tik;	

2. � vierstündig:	  
im achtjährigen Bildungsgang in den Jahr-
gangsstufen 11 und 12 Deutsch und Mathe-
matik.

(2)  Ein Fach wird als Leistungsfach fünfstündig 
unterrichtet. Abweichend hiervon werden unter- 
richtet:

Die Mainzer Studienstufe
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(8)  Wer vom Sportunterricht befreit ist, muss 
zum Erreichen der Pflichtstundenzahl ein weiteres 
Grundfach belegen.

(9)  Es kann nicht gleichzeitig belegt werden:

1. � mehr als ein Kurs in demselben Fach,
2. � mehr als ein Kurs in den Fächern Evangelische 

Religionslehre, Katholische Religionslehre und 
Ethikunterricht.

§ 8  Einrichtung von Kursen

(1)  Die Einrichtung von Kursen erfolgt im Rahmen 
der personellen, sächlichen und räumlichen Aus
stattung sowie der organisatorischen Gegebenhei
ten der Schule. Ein Anspruch auf die Einrichtung 
eines bestimmten Kurses besteht nicht.

(2)  Die Entscheidung über die Einrichtung eines 
Kurses trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter.

§ 9  Besondere Bedingungen für Schüle-
rinnen und Schüler, die bei Eintritt in die 
gymnasiale Oberstufe nicht unmittelbar  
vorher mindestens vier Jahre durchgehend 
am Unterricht in einer zweiten Fremdsprache 
teilgenommen haben

(1)  Schülerinnen und Schüler, die bei Eintritt in die 
gymnasiale Oberstufe in den unmittelbar vorausge-
henden Klassenstufen nicht mindestens vier Jahre 
durchgehend am Unterricht in einer zweiten Fremd-
sprache teilgenommen haben, müssen ihre erste 
Fremdsprache mindestens in der Einführungsphase 
beibehalten. Die Note dieses Faches im Jahreszeug-
nis der Einführungsphase ist in die Entscheidung 
über die Zulassung zum Eintritt in die Qualifikations-
phase einzubeziehen. Sofern die erste Fremdsprache 
nach der Einführungsphase nicht mehr fortgeführt 
wird, muss sie im neunjährigen Bildungsgang durch 
eine in der Einführungsphase freiwillig belegte 
Naturwissenschaft oder durch Informatik ersetzt 
werden, im achtjährigen Bildungsgang muss in der 
Qualifikationsphase eine zusätzliche Naturwissen-
schaft oder zusätzlich Informatik belegt werden.

(2)  Diese Schülerinnen und Schüler müssen mit 
Beginn der Einführungsphase eine zweite Fremd-
sprache (Französisch oder Latein, in Ausnahmefällen 

(4)  Die von den Schülerinnen und Schülern ver-
pflichtend zu belegende Stundenzahl je Woche 
(Pflichtstundenzahl) beträgt im neunjährigen Bil-
dungsgang mindestens 32 Unterrichtsstunden, im 
achtjährigen Bildungsgang in Jahrgangsstufe 10 je-
weils 35 Unterrichtsstunden und in den Jahrgangs-
stufen11 und 12 jeweils 34 Unterrichtsstunden.

(5)  Die Schülerinnen und Schüler sind an die einge-
richteten Kurse der von ihnen besuchten Jahrgangs-
stufe gebunden; im Ausnahmefall kann ein Kurs 
jahrgangsstufenübergreifend sein.

(6)  Die Fächer sind mit Ausnahme von Evange-
lischer Religonslehre, Katholischer Religionslehre, 
Ethikunterricht, Philosophie und Sport den folgen
den drei Aufgabenfeldern zugeordnet:

1. � das sprachlich-literarisch-künstlerische Aufga-
benfeld: Deutsch, Fremdsprachen (Englisch, 
Französisch, Latein, Griechisch, Russisch, Ita-
lienisch, Spanisch), Künstlerische Fächer (Bil-
dende Kunst, Darstellendes Spiel, Musik),

2. � das gesellschaftswissenschaftliche Aufgaben-
feld: Geschichte, Erdkunde, Sozialkunde, Sozi-
alkunde/Erdkunde,

3. � das mathematisch-naturwissenschaftlich-tech-
nische Aufgabenfeld: Mathematik, Naturwis-
senschaften (Physik, Chemie, Biologie) und 
Informatik.

(7)  Es sind drei Leistungsfächer zu belegen, für die 
Folgendes gilt:

1. � Eine Fremdsprache kann als Leistungsfach nur 
belegt werden, wenn sie in der Sekundarstufe I 
als Fremsprachen belegt wurde.

2. � Informatik kann als Leistungsfach nur belegt 
werden, wenn in den beiden Schuljahren, die 
der gymnasialen Oberstufe unmittelbar voraus-
gehen, das Wahlfach oder das Wahlpflichtfach 
Informatik oder ein entsprechendes Wahl-
pflichtfach belegt wurde. Philosophie kann als 
Leistungsfach nur belegt werden, wenn in den 
beiden Schuljahren, die der gymnasialen Ober-
stufe unmittelbar vorausgehen, das Wahlfach 
Philosophie belegt wurde. Über Ausnahmen im 
begründeten Einzelfall entscheidet die Schul- 
leiterin oder der Schulleiter.

3. � In der gymnasialen Oberstufe neu einsetzende 
Fächer können nur als Grundfächer gewählt 
werden.
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oder 13 besuchen, gelten die bisherigen Bestim-
mungen weiter.

§ 11  Inkrafttreten

(1)  Diese Verordnung tritt am 1. August 2011 in 
Kraft.

(2)  Gleichzeitig tritt vorbehaltlich der Regelung in 
§10 Satz 2 die Landesverordnung über die gymna
siale Oberstufe (Mainzer Studienstufe) vom 1. Juli 
1999 (GVBl. S. 158/4), zuletzt geändert durch  
Verordnung vom 7. Juli 2005 (GVBl. S. 296/5),  
BS 223-1-6, außer Kraft.

Russisch oder Englisch) als Grundfach belegen und 
bis zum Ende der Qualifikationsphase beibehalten. 
Diese Fremdsprache wird im neunjährigen Bildungs-
gang fünfstündig, im achtjährigen Bildungsgang 
vierstündig unterrichtet, wovon nur drei Stunden auf 
die Pflichtstundenzahl angerechnet werden.

§ 10  Übergangsbestimmung

Diese Verordnung gilt erstmals für Schülerinnen und 
Schüler, die im Schuljahr 2011/2012 die Jahrgangs-
stufe 11 besuchen. Für Schülerinnen und Schüler, 
die im Schuljahr 2011/2012 die Jahrgangsstufe 12 
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ein anderer, z.B. stärkerer praxisorientierter Aus-
bildungsweg eingeschlagen werden sollte. Auch 
die Schullaufbahnberatung kann bei dieser Frage 
wichtige Hinweise geben. Die MSS setzt solide Vor-
kenntnisse, den Willen zur Leistung und Interesse 
an theoretischer Arbeit voraus. Auch die gegenüber 
der Sekundarstufe I größere zeitliche Belastung und 
der neue Arbeitsrhythmus müssen bedacht werden: 
Freie Zwischenstunden am Vormittag und Nachmit-
tagsunterricht sind der Preis für ein breites Fächer-
angebot der Schule. Die Zwischenstunden bieten 
Möglichkeiten z.B. zur Vor- und Nachbereitung des 
Unterrichts, zur Arbeit in der Bibliothek und zum 
Kontakt mit den Mitschülerinnen und Mitschülern. 
In der MSS kann man einen Teil seiner Fächer selbst 
wählen. Dabei haben die Leistungs- und Grund
fächer unterschiedliche Ziele, sind aber gleicher-
maßen wichtig. Da die Allgemeine Hochschulreife 
vermittelt werden soll und deshalb eine breite All-
gemeinbildung wichtig ist, kann man sich aber noch 
nicht auf einen bestimmten Bereich spezialisieren.

3. �Welche Ziele hat die gymnasiale 
Oberstufe?

In der gymnasialen Oberstufe sollen Schülerinnen 
und Schüler auf das Studium an der Hochschule 
und auf eine Berufsausbildung vorbereitet werden. 
Wesentliche Ziele sind hierbei:

 �Sicherung einer breiten Grundbildung
 �Anleitung zu selbstständigem Arbeiten
 �Hinführung zu wissenschaftlichem Arbeiten
 �Entwicklung der Gesprächsfähigkeit
 �Beiträge zur Persönlichkeitsentwicklung
 �Entwicklung der Fähigkeit zu reflektierten 

Wertungen und Entscheidungen.

Nach erfolgreicher Abiturprüfung erwerben die Abi-
turientinnen und Abiturienten mit dem Abiturzeug-
nis die Allgemeine Hochschulreife, d.h. die Berech-
tigung, an allen Hochschulen der Bundesrepublik 
Deutschland jedes Fach zu studieren.

Die Mainzer Studienstufe (MSS)
Auszug aus den Informationen für das Abitur 2025

Allgemeines

1. �Wer kann in die MAINZER STUDIENSTUFE 
aufgenommen werden?

In die MSS können Schülerinnen und Schüler aufge-
nommen werden,

 � die ein Gymnasium besuchen und das Verset-
zungszeugnis in die Jahrgangsstufe 11 erhalten 
haben,

 �die die Klassenstufe 10 einer Integrierten 
Gesamtschule oder eine Realschule plus oder 
eine zweijährige Berufsfachschule abgeschlos-
sen und die Berechtigung zum Übergang in die 
Jahrgangsstufe 11 der gymnasialen Oberstufe 
erhalten oder eine Aufnahmeprüfung bestanden 
haben,

 �die die Realschule oder die Hauptschule nach 
dem freiwilligen 10. Schuljahr abgeschlossen 
haben, wenn sie eine Empfehlung der abge-
benden Schule erhalten oder eine Aufnahme- 
prüfung bestanden haben,

 �die die Klassenstufe 9 oder das erste Halbjahr 
der Klassenstufe 10 eines Gymnasiums besucht 
haben, besonders leistungsfähig und leistungs-
bereit sind und deshalb (auf Vorschlag der 
Klassenkonferenz) die Klassenstufe 10 bzw. das 
zweite Halbjahr der Klassenstufe 10 und das 
erste Halbjahr der Jahrgangsstufe 11 übersprin-
gen können.

2. �Was muss ich bedenken, bevor ich  
mich für die MAINZER STUDIENSTUFE  
entscheide?

Spätestens in der 10. Klasse sollte jede Schülerin 
und jeder Schüler zusammen mit den Lehrkräften 
und den Eltern ernsthaft prüfen, ob der Besuch 
der MSS die richtige Entscheidung ist oder ob nach 
Abschluss der Sekundarstufe I („Mittlere Reife“) 
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Grundfächer sind Fächer, die grundlegende Kennt-
nisse und Einsichten in fachspezifische Denkweisen 
vermitteln. Sie werden in Kursen mit in der Regel  
3 Wochenstunden unterrichtet.

2.2 �Welche Fächer können 
angeboten werden?

Die meisten Fächer, die in der MSS (als Grund- oder 
Leistungsfächer) angeboten werden, sind drei so- 
genannten Aufgabenfeldern zugeordnet.

Fächer des sprachlich-literarisch-künstlerischen 
Aufgabenfeldes:

 �Deutsch
 �Fremdsprachen 

– Englisch 
– Französisch 
– Latein 
– Griechisch 
– Russisch 
– Spanisch 
– Italienisch 
– Japanisch

 �Künstlerische Fächer 
– Bildende Kunst 
– Musik 
– Darstellendes Spiel

Fächer des gesellschaftswissenschaftlichen 
Aufgabenfeldes:

� – Geschichte 
 – Erdkunde 
 – Sozialkunde 
 – Sozialkunde/Erdkunde

Fächer des mathematisch-naturwissenschaftlich-
technischen Aufgabenfeldes:

 �Mathematik
 �Naturwissenschaften 

– Physik 
– Chemie 
– Biologie

 �Informatik

Fächer, die zu keinem Aufgabenfeld gehören:

 �Evangelische Religionslehre, 
Katholische Religionslehre und 
Ethikunterricht

 �Sport
 �Philosophie

4. �Wer informiert und berät bei Fragen zur 
MAINZER STUDIENSTUFE?

An den Schulen mit gymnasialer Oberstufe berät die 
Oberstufenleitung bei Fragen zur MSS. Bei Schulen 
ohne Oberstufe wenden Sie sich bitte an die Lehr-
kraft, die mit der Schullaufbahnberatung betraut 
ist, oder aber an die Oberstufenleitung der aufneh-
menden Schule.

Ausführliche Informationen zur gymnasialen Ober-
stufe sind auch auf der MSS-Homepage zu finden:

www.gymnasium.bildung-rp.de

Organisation

1. �Wie ist die MAINZER STUDIENSTUFE 
gegliedert?

Die MSS umfasst die Jahrgangsstufen 10, 11 und 
12. Sie gliedert sich in eine einjährige Einführungs- 
und eine zweijährige Qualifikationsphase, wobei 
das Halbjahr 11/2 sowohl zur Einführungs- als auch 
zur Qualifikationsphase gehört.

Die Einführungsphase soll die Schülerinnen und 
Schüler mit dem System der Oberstufe vertraut 
machen und möglichst gleiche Voraussetzungen 
schaffen. In der Qualifikationsphase erwerben die 
Schülerinnen und Schüler schon Noten, die für den 
Abiturdurchschnitt zählen.

2. �Welche Fächer gibt es in der  
MAINZER STUDIENSTUFE?

2.1 �Was sind Grund- und Leistungsfächer?

In der MSS findet Unterricht nicht mehr im Klassen-
verband statt. Die Schülerinnen und Schüler wählen 
verschiedene Grund- und Leistungsfächer.

Leistungsfächer sind die Fächer, die man belegt, 
um persönliche Arbeitsschwerpunkte zu bilden. 
Sie sollen ein vertieftes Verständnis und spezielle 
Kenntnisse vermitteln und in besonderem Maße auf 
die Arbeitsweise der Hochschule vorbereiten. Sie 
werden in Kursen mit in der Regel 5 Wochenstun-
den unterrichtet.

Mainzer Studienstufe (MSS)
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Überschrift

3. �Wie wähle ich die Fächer aus, die ich 
in der MSS belegen will?

3.1 �Grundsätzliches zur Fächerwahl

Alle Schülerinnen und Schüler wählen drei Leis- 
tungsfächer und mindestens sieben Grundfächer 
und erreichen damit mindestens 32 Pflichtstunden 
pro Woche. In jedem Fall sind von Jahrgangsstufe 
10 bis 12 durchgängig zu belegen:

 �Deutsch
 �eine Fremdsprache
 �zwei Fächer aus dem gesellschafts

wissenschaftlichen Bereich
 �Mathematik
 �eine Naturwissenschaft
 �Evangelische oder Katholische Religionslehre 

oder als Ersatzfach Ethik
 �Sport
 �eine zweite Fremdsprache oder eine zweite 

Naturwissenschaft oder Informatik.
 �ein künstlerisches Fach

Außerdem ist eines der drei künstlerischen Fächer 
entweder durchgängig oder als zusätzliches Grund-
fach in der Jahrgangsstufe 12 zu belegen.

Bei der Entscheidung für eine bestimmte Fächer-
kombination sollte man auch bedenken, dass man 
damit seine vier oder fünf Prüfungsfächer für die 
Abiturprüfung weitgehend oder vollständig fest-
legt. In der Abiturprüfung wird in jedem der drei 
Leistungsfächer eine schriftliche Prüfung abgelegt, 
in einem oder zwei der Grundfächer eine münd-
liche. Über die Pflichtstundenzahl hinaus können 
Schülerinnen und Schüler ein zusätzliches Grund-
fach, im begründeten Ausnahmefall zwei zusätz-
liche Grundfächer belegen. Für alle Fächerwahlen 
gilt, dass sie sich nach dem Fächerangebot und den 
Gegebenheiten der Schule richten müssen. Daher 
besteht kein Anspruch auf ein bestimmtes Fach oder 
einen bestimmten Kurs. Die Belegung der innerhalb 
der Pflichtstundenzahl belegten Fächer ist für die 
gesamte Oberstufe verbindlich.

Mainzer Studienstufe (MSS)
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ungenügend (6) 	= �eine Leistung, die den Anforde-
rungen nicht entspricht und bei 
der selbst die Grundkenntnisse 
so lückenhaft sind, dass die 
Mängel in absehbarer Zeit nicht 
behoben werden können.

(2)  Die Noten werden nach folgendem Schlüssel in 
Punkte umgesetzt.

sehr gut	 (1) = 15/14/13 Punkte, 
gut	 (2) = 12/11/10 Punkte, 
befriedigend	 (3) = 9/8/7 Punkte,	  
ausreichend	 (4) = 6/5/4 Punkte,	  
mangelhaft	 (5) = 3/2/1 Punkte,	  
ungenügend	 (6) = 0 Punkte.

§ 9  Gesamtqualifikation

(1)  Die Gesamtqualifikation ist die Voraussetzung 
für den Erwerb der allgemeinen Hochschulreife. 
Sie ergibt sich als Summe der Gesamtergebnisse 
aus Block I (Qualifikationsphase §§ 10 und 11)  
und Block II (Prüfungsbereich § 12).

(2)  Ein mit der Punktzahl 0 abgeschlossener Kurs 
kann nicht in Block I (Qualifikationsphase) ein
gebracht werden. Wird ein verpflichtend einzu
bringender Kurs mit der Punktzahl 0 abgeschlossen, 
kann die Gesamtqualifikation nur im Wege der Wie-
derholung erreicht werden.

(3)  In jedem der beiden Blöcke muss mindestens 
ein Drittel der jeweiligen Höchstpunktzahl erreicht 
werden. Ein Punkteausgleich zwischen den beiden 
Blöcken ist nicht zulässig.

§ 10  Qualifikation in Block I  
(Qualifikationsphase)

(1)  In Block I der Gesamtqualifikation sind aus der 
Qualifikationsphase 36 Kurse, sofern nachfolgend 
nicht anders bestimmt, einfach gewertet einzu- 
bringen.

§ 1  Geltungsbereich

(1)  Diese Verordnung gilt für die öffentlichen Gym-
nasien, die beruflichen Gymnasien, die staatlichen 
Kollegs, die öffentlichen Abendgymnasien, die Inte-
grierten Gesamtschulen und die entsprechenden 
staatlich anerkannten Ersatzschulen in freier Träger-
schaft.

§ 3  Zweck der Prüfung

(1)  Mit dem Bestehen der Abiturprüfung wird die 
allgemeine Hochschulreife erworben.

§ 8  Leistungsbewertung

(1)  Die Leistungen in der Einführungs- und der Qua-
lifikationsphase, im Kolleg und im Abendgymna
sium in der Qualifikationsphase sowie in der Abitur-
prüfung sind wie folgt zu benoten:

sehr gut (1) 	 = �eine Leistung, die den Anforder- 
ungen in besonderem Maße  
entspricht;

gut (2) 	 = �eine Leistung, die den Anforde-
rungen voll entspricht;

befriedigend (3) 	= �eine Leistung, die im Allge- 
meinen den Anforderungen ent-
spricht;

ausreichend (4) 	= �eine Leistung, die zwar Mängel 
aufweist, aber im Ganzen den 
Anforderungen noch entspricht;

mangelhaft (5) 	 = �eine Leistung, die den Anforde-
rungen nicht entspricht; jedoch 
erkennen lässt, dass die not-
wendigen Grundkenntnisse vor-
handen sind und die Mängel in 
absehbarer Zeit behoben werden 
könnten;

Abiturprüfungsordnung
Verordnung vom 31. Januar 2024
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(2)  Unter den 36 einzubringenden Kursen müssen 
sein:

1. � in den innerhalb der Pflichtstundenzahl 
belegten Fächern,
a)  vier Kurse in Deutsch, 
b)  vier Kurse in einer fortgeführten Fremd
sprache, am Kolleg in einer Fremdsprache, 
c)  vier Kurse in Mathematik, 
d)  vier Kurse in einer Naturwissenschaft, 
e)  vier Kurse in einem gesellschaftswissen- 
schaftlichen Fach am beruflichen Gymnasium 
in Gemeinschaftskunde, 
f)  ein Kurs in einer zweiten Fremdsprache 
oder in einer zweiten Naturwissenschaft oder 
in Informatik oder bei beruflichen Gymnasien 
in Informationsverarbeitung, 
g)  zwei Kurse, in einem künstlerischen Fach, 
mit Ausnahme an Kollegs, 
h)  zusätzlich an Kollegs mindestens ein Kurs  
in Chemie, falls Biologie schriftliches Prüfungs-
fach ist,

2. � in allen drei Leistungsfächern jeweils die vier 
Kurse der Qualifikationsphase; die Kurse von 
zwei Leistungsfächern werden doppelt gewer-
tet,

3. � im vierten und gegebenenfalls fünften Prü-
fungsfach (§13 Abs. 4) jeweils die vier Kurse 
der Qualifikationsphase.

(3)  Wird ein oder mehr als ein Kurs in einem inner-
halb der Pflichtstundenzahl belegten Grundfach 
eingebracht, so ist der Kurs des Prüfungshalbjahres 
einzubringen. Dies gilt auch bei einem Wechsel 
innerhalb der Fächer Evangelische Religionslehre, 
Katholische Religionslehre und Ethikunterricht.

(4)  In einem außerhalb der Pflichtstundenzahl be- 
legten Grundfach kann ein oder mehr als ein Kurs 
aus der Qualifikationsphase eingebracht werden.

(5)  Ist im neunjährigen Bildungsgang und im beruf-
lichen Gymnasium innerhalb der Pflichtstundenzahl 
kein künstlerisches Fach durchgehend belegt wor-
den, so sind die Kurse im künstlerischen Fach aus 
den Halbjahren 12/1 und 12/2 einzubringen. Wird 
dieses Fach in der Jahrgangsstufe 13 fortgeführt, so 
kann auch dieser Kurs, bei beruflichen Gymnasien 
können diese Kurse, eingebracht werden.

(6)  Es können höchstens drei Kurse des Grund-
fachs Sport eingebracht werden. War der Prüfling 
vom Sportunterricht befreit und musste stattdessen 
ein anderes Grundfach belegen, können bis zu vier 
Kurse dieses Faches eingebracht werden.

(6)  Wer im neunjährigen Bildungsgang, im acht-
jährigen Bildungsgang und an beruflichen Gymna-
sien erst ab der Einführungsphase am Unterricht in 
einer zweiten Pflichtfremdsprache teilgenommen 
und in der Qualifikationsphase einen Kurs in dieser 
Fremdsprache mit der Punktzahl 0 abgeschlossen 
hat, kann die Gesamtqualifikation nur im Wege der 
Wiederholung erreichen. Aus dieser Fremdsprache 
sind zwei Kurse der Qualifikationsphase, darunter 
der Kurs des Prüfungshalbjahres, einzubringen. 
Wer an Kollegs erst ab der Einführungsphase am 
Unterricht in einer zweiten Pflichtfremdsprache teil-
genommen hat, kann die Gesamtqualifikation nur 
erreichen, wenn die Einführungsphase und zwei 
von vier Kursen der Qualifikationsphase mit mindes- 
tens der Note „ausreichend“ oder alle vier Kurse 
der Qualifikationsphase mit mindestens der Note 
„ausreichend“ abgeschlossen wurden. Soll mit die-
ser Fremdsprache die Verpflichtung zur Einbringung 
von vier fremdsprachlichen Kursen (Absatz 2 Nr. 
1 Buchst. b) erfüllt werden, so sind alle vier Kurse  
einzubringen.

(8)  An Gymnasien und Integrierten Gesamtschulen 
kann zusätzlich das Ergebnis einer Facharbeit in 
einem der drei Leistungsfächer, die Punktzahl ein-
fach gewertet, eingebracht werden, wenn mindes
tens die Note „ausreichend“ (fünf Punkte) erzielt 
wurde.

§ 11  Qualifikation in Block I  
(Qualifikationsphase) an Abendgymnasien

(1)  In Block I der Gesamtqualifikation sind aus der 
Qualifikationsphase 22 Kurse, sofern nachfolgend 
nicht anders bestimmt, einfach gewertet einzu- 
bringen.

(2)  Unter den 22 einzubringenden Kursen müssen 
sein:

1. � in den innerhalb der Pflichtstundenzahl 
belegten Grundfächern,
a)  vier Kurse in Deutsch, 
b)  vier Kurse in einer Fremdsprache, 
c)  vier Kurse in Mathematik, 
d)  zwei Kurse in einer Naturwissenschaft, 
e)  zwei Kurse in einem gesellschaftswissen- 
schaftlichen Fach,

2. � aus dem Bereich der Leistungsfächer jeweils 
die vier Kurse der Qualifikationsphase; die 
Kurse von zwei Leistungsfächern werden dop-
pelt gewertet,

Abiturprüfungsordnung
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§ 13  Umfang und Gliederung  
der Abiturprüfung

(1)  Die Abiturprüfung erstreckt sich auf Unter-
richtsfächer, die eines der folgenden Prüfungsprofile 
abdecken müssen:

1. � das mathematisch-naturwissenschaftliche  
Prüfungsprofil mit den Fächern
a)  Mathematik, 
b)  eine Naturwissenschaft, 
c)  ein Fach aus dem gesellschaftswissen-
schaftlichen Aufgabenfeld 
d)  sowie entweder Deutsch oder eine  
Fremdsprache,

2. � das sprachliche Prüfungsprofil mit den Fächern
a)  Deutsch, 
b)  eine Fremdsprache, 
c)  ein Fach aus dem gesellschaftswissen-
schaftlichen Aufgabenfeld 
d)  sowie entweder Mathematik oder eine 
Naturwissenschaft.

Evangelische oder Katholische Religionslehre oder 
das Fach Ethikunterricht kann das gesellschafts- 
wissenschaftliche Fach im Abiturprüfungsprofil er- 
setzen.

Informatik oder Informationsverarbeitung kann die 
Naturwissenschaft im mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Prüfungsprofil ersetzen.

(2)  Die Abiturprüfung gliedert sich in eine schrift-
liche und eine mündliche Prüfung.

(3)  Schriftliche Prüfungsfächer sind die drei Leis
tungsfächer des Prüflings (erstes, zweites und drit-
tes Prüfungsfach).

(4)  Mündliches Prüfungsfach (viertes Prüfungsfach 
und gegebenenfalls fünftes Prüfungsfach) sind nach 
Wahl des Prüflings Fächer, die in der gymnasialen 
Oberstufe ab der Einführungsphase durchgehend 
belegt worden sind:

1. � Das mündliche vierte Prüfungsfach ergänzt die 
drei schriftlichen Prüfungsfächer so, dass eines 
der in Absatz 1 Satz 1 genannten Prüfungs- 
profile vollständig erfasst ist.

§ 14  Prüfungstermine

(1)  Die Prüfung findet im neunjährigen Bildungs-
gang in der Jahrgangsstufe 13, im achtjährigen Bil-
dungsgang im Halbjahr 12/2 statt.

3. � im vierten und gegebenenfalls fünften Prü-
fungsfach (§ 13 Abs. 4) jeweils die vier Kurse 
der Qualifikationsphase.

Für die Qualifikation in Block I müssen mindestens 
200 Punkte und können höchstens 600 Punkte er-
reicht werden. Dabei dürfen unter den eingebrach
ten Kursen höchstens vier mit weniger als 5 Punkten 
und darf kein Ergebnis mit 0 Punkten sein.

§ 12  Qualifikation in Block II  
(Prüfungsbereich)

(1)  In die Qualifikation in Block II (Prüfungsbereich) 
sind einzubringen:

1. � soweit in einem Fach nur schriftlich oder nur 
mündlich geprüft wurde, die in der Prüfung 
erbrachten Leistungen, bei vier Prüfungsfä-
chern in fünffacher Wertung, bei fünf Prü-
fungsfächern in vierfacher Wertung;

2. � soweit in einem Fach schriftlich und mündlich 
geprüft wurde, werden die Punkte der schrift-
lichen Prüfung mit zwei Drittel, die der münd-
lichen Prüfung mit einem Drittel multipliziert; 
die Ergebnisse werden addiert und zur Ermitt-
lung des Gesamtergebnisses in Block II bei vier 
Prüfungsfächern mit fünf, bei fünf Prüfungs-
fächern mit vier multipliziert; bei einem nicht 
ganzzahligen Gesamtergebnis wird ab der 
Dezimalen 5 aufgerundet.

(2)  Eine „besondere Lernleistung“ kann rechnerisch 
wie ein fünftes Prüfungsfach eingebracht werden 
oder das fünfte Prüfungsfach ersetzen. In letzterem 
Fall muss die „besondere Lernleistung“ dem fünften 
Prüfungsfach zugeordnet sein. Eine absolvierte Prü-
fung kann nicht ersetzt werden.

(3)  In Block II müssen mindestens 100 Punkte und 
können höchstens 300 Punkte erreicht werden. 
Dabei müssen im Falle von vier Prüfungsfächern  
in mindestens zwei Fächern jeweils mindestens 5 
Punkte in einfacher Wertung oder im Falle zusätz-
licher mündlicher Prüfungen in einem schriftlichen 
Prüfungsfach jeweils mindestens 25 Punkte in 
5-facher Wertung erzielt werden. Im Falle von fünf 
Prüfungsfächern müssen in mindestens drei Fächern 
jeweils mindestens 5 Punkte in einfacher Wertung 
oder im Falle zusätzlicher mündlicher Prüfungen in 
einem schriftlichen Prüfungsfach jeweils mindestens 
20 Punkte in 4-facher Wertung erzielt werden.

Abiturprüfungsordnung
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§ 15  Meldung zur schriftlichen Prüfung  
im neunjährigen Bildungsgang

(1)  Spätestens am ersten Unterrichtstag nach Erhalt 
des Zeugnisses des Halbjahres 12/2 meldet sich der 
Prüfling schriftlich bei der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter zur schriftlichen Prüfung.

(2)  In die Jahrgangsstufe 13 tritt ein, wer die Quali-
fikation im Block I (§10) erreichen kann.

§ 16  Meldung und Zulassung zur schrift-
lichen Prüfung im achtjährigen Bildungsgang 
und bei beruflichen Gymnasien

(1)  Spätestens am zweiten Unterrichtstag nach 
Erhalt des Zeugnisses des Halbjahres 12/1 im acht-
jährigen Bildungsgang oder des Halbjahres 13/1 
im beruflichen Gymnasium meldet sich der Prüfling 
schriftlich bei der Schulleiterin oder dem Schulleiter 
zur schriftlichen Prüfung.

(2)  In das Prüfungshalbjahr tritt ein, wer die Quali
fikation in Block I (§§10 und 11) erreichen kann.

(6)  Spätestens am zweiten Unterrichtstag nach der 
Zeugnisausgabe benennt der Prüfling unwiderruflich 
das vierte und gegebenenfalls das fünfte Prüfungs-
fach für die mündliche Prüfung (§13 Abs. 4). Gleich-
zeitig teilt er verbindlich mit, welche Kurse in die Qua-
lifikation in Block I eingebracht und welche außerhalb 
der Pflichtstundenzahl erzielten Leistungen in das 
Abiturzeugnis aufgenommen werden sollen.

(7)  Zur schriftlichen Prüfung wird zugelassen, wer 
die Qualifikation in Block I erreicht hat.

§ 17  Art der schriftlichen Prüfung

(1)  Die Prüfung besteht aus je einer schriftlichen 
Arbeit im ersten, zweiten und dritten Prüfungsfach 
(§13 Abs. 3).

§ 21  Zulassung zur mündlichen Prüfung im 
neunjährigen Bildungsgang bei Gymnasien 
und Integrierten Gesamtschulen

(1)  Spätestens am sechsten Unterrichtstag vor 
Beginn der mündlichen Prüfung wird das Zeugnis 
der Jahrgangsstufe 13 ausgegeben. Gleichzeitig 
werden den Prüflingen die Noten und Punktzahlen 
der Abiturarbeiten schriftlich mitgeteilt. Mit der Aus-
gabe der Zeugnisse endet der Unterricht der Jahr-
gangsstufe 13.

(2)  Spätestens am zweiten Unterrichtstag nach der 
Zeugnisausgabe benennt der Prüfling unwiderruflich 
das vierte Prüfungsfach für die mündliche Prüfung 
und gegebenenfalls das fünfte Prüfungsfach und 
zusätzliche mündliche Prüfungsfächer (§13 Abs. 4 
und 5). Gleichzeitig teilt er verbindlich mit, welche 
Kurse in die Qualifikation in Block I (Qualifikati-
onsphase) eingebracht und welche außerhalb der 
Pflichtstundenzahl erzielten Leistungen in das Abi-
turzeugnis aufgenommen werden sollen. 

(3)  Zur mündlichen Prüfung wird zugelassen, wer 
die Qualifikation in Block I (Qualifikationsphase) 
erreicht hat und die Qualifikation in Block II (Prü-
fungsbereich) erreichen kann.

Abiturprüfungsordnung

10.01. - 31.01.2025	 Durchführung der schriftlichen Prüfung

Spätester Termin für die Zulassung zur mündlichen Prüfung	  
zwei Unterrichtstage vor Beginn der mündlichen Prüfung

19.03. - 26.03.2025	 Durchführung der mündlichen Prüfung

	 28.03.2025	� Spätester Termin für die Ausgabe der Zeugnisse  
der allgemeinen Hochschulreife

Termine für die Abiturprüfung 2025 G9

29.04. - 21.05.2025	 Durchführung der schriftlichen Prüfung

Spätester Termin für die Zulassung zur mündlichen Prüfung	  
zwei Unterrichtstage vor Beginn der mündlichen Prüfung

23.06. - 27.06.2025	 Durchführung der mündlichen Prüfung

	

Termine für die Abiturprüfung 2025 G8
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1.4  Besonders gute und wiederholt gute Leis-
tungen auf dem Gebiet der Rechtschreibung und 
Zeichensetzung, ein sauberes, lesbares und geglie- 
dertes Schriftbild, sollen ausdrücklich anerkannt 
werden und können in die Fachnote einfließen.

2  Im Fach Deutsch werden in allen Klassenstufen 
die Leistungen der Schülerinnen und Schüler auf 
dem Gebiet der Rechtschreibung und Zeichenset-
zung bei Aufgaben zur Textbearbeitung und zum 
Verfassen von Texten, die nicht der speziellen Über-
prüfung von Rechtschreib- und Zeichensetzungs- 
leistungen dienen, in schriftlicher Form beurteilt.

In der Orientierungsstufe wird diese Beurteilung 
jedoch weder in der Note für solche Aufgaben noch 
in der Zeugnisnote berücksichtigt.

In den Klassenstufen 7 bis 10 kann die Note für 
Aufgaben zur Textbearbeitung und zum Verfassen 
von Texten bei besonders schwachen Rechtschreib- 
und Zeichensetzungsleistungen um höchstens eine 
ganze Notenstufe herabgesetzt werden. Aus der 
Notenbegründung muss der Schülerin oder dem 
Schüler ersichtlich werden, inwiefern die schwache 
Leistung in Rechtschreibung und Zeichensetzung  
die Note beeinflusst hat.

3  Für die verbleibenden Hauptschulen und Real-
schulen gelten die Bestimmungen entsprechend.

Die Vermittlung und Festigung der Rechtschreibung 
und Zeichensetzung gehören neben der Förderung 
der Ausdrucksfähigkeit zu den grundlegenden Auf-
gaben der Schule.

Daher soll in allen Unterrichtsfächern, in denen 
schriftliche Äußerungen von Schülerinnen und 
Schülern gefordert werden, durch intensives Üben 
ein Beitrag zu normgerechtem und lesbarem Schrei-
ben geleistet werden. Dem Fach Deutsch kommt 
dabei besondere Bedeutung zu.

1  Für alle Unterrichtsfächer gilt:

1.1  In Klassenarbeiten, schriftlichen Überprüfungen 
und den zumindest stichprobenweise überprüften 
Hausaufgaben werden Rechtschreib-, Grammatik- 
und Zeichensetzungsfelder gekennzeichnet.

1.2  Von den Schülerinnen und Schülern muss, 
wenn notwendig und sinnvoll, eine Berichtigung  
der gekennzeichneten Fehler gefordert werden. Hin-
weise auf Übungen, die ihnen helfen können  
Mängel zu beheben, sollen hinzutreten.

1.3  Sinnentstellte oder völlig falsch geschriebene 
Fachbegriffe, die vorher besprochen oder geübt 
wurden, können als Fehler in die Fachnote ein- 
fließen.

Beurteilung der Rechtschreib- und 
Zeichensetzungsleistungen in den Realschulen plus, 

Gymnasien und Integrierten Gesamtschulen
Auszug aus der Verwaltungsvorschrift vom 12. Juli 2012
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lerin oder eines Schülers, Auskünfte über Angele-
genheiten, die ihnen in dieser Eigenschaft anver-
traut oder sonst bekannt gegeben worden sind, 
gegenüber Lehrkräften zu verweigern.

1.6  Brief- und Postgeheimnis

Sendungen, die an die Vertretungen für Schülerin
nen und Schüler der Schule gerichtet sind, werden  
dem Vorstand der Vertretung für Schülerinnen und 
Schüler ausgehändigt, solche an eine Klasse der 
Klassensprecherin oder dem Klassensprecher, Sen- 
dungen z. Hd. einer bezeichneten Schülervertreterin 
oder eines Schülervertreters werden dieser Person 
unmittelbar ausgehändigt. Die Weitergabe dieser 
Sendungen erfolgt unverzüglich ohne Öffnung der 
Sendung. Postsendungen, die verfassungsfeindli
ches, gewaltverherrlichendes oder sonstiges krimi- 
nelles Material enthalten, sind von den Vertretun- 
gen für Schülerinnen und Schüler unverzüglich nach  
dem Öffnen der Schulleitung zu übergeben.

1.7  Ausstattung der Vertretung  
für Schülerinnen und Schüler

Die Schule stellt die für den Geschäftsbedarf der 
Vertretung für Schülerinnen und Schüler erforder
lichen Sachmittel im Rahmen der ihr zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel bereit. Für die Arbeit  
der Vertretung für Schülerinnen und Schüler ist 
nach Möglichkeit ein eigener Raum, aber in jedem 
Fall eine nur für die Vertretung für Schülerinnen 
und Schüler zugängliche abschließbare Aufbewah-
rungsmöglichkeit für Unterlagen zur Verfügung 
zu stellen. Zusätzlich soll ihr eine Internetnutzung 
ermöglicht werden. Die Vorschläge der Vertretung 
für Schülerinnen und Schüler für deren Sachbe-
darf sollen bei den Haushaltsanforderungen der 
Schulleiterin oder des Schulleiters gegenüber dem 
Schulträger angemessen berücksichtigt werden.

1  Grundsätze für die Arbeit der 
Vertretungen für Schülerinnen und Schüler

1.1  Satzungsrecht

1.1.1 Jede Vertretung für Schülerinnen und Schü-
ler kann sich im Rahmen der schulrechtlichen Be- 
stimmungen eine Satzung als Geschäftsordnung 
geben, in der Einzelheiten über die Aufgaben, die 
Arbeit und die Wahl der Vertretung für Schüle-
rinnen und Schüler der jeweiligen Schule geregelt 
werden. 

1.1.2 Die Satzung der Vertretung für Schülerinnen 
und Schüler einer Schule wird im Benehmen mit der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter erlassen.

1.2  Freistellung der Schülervertreterinnen 
und Schülervertreter in der Schule 
und in der Ausbildungsstelle

1.2.1 Mitglieder der Vertretungen für Schülerinnen 
und Schüler sollen von der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter im notwendigen Umfang für ihre Tätig-
keit und für ihre Fortbildung für diese Aufgabe frei-
gestellt werden.

1.3  Benachteiligungsverbot für  
Vertretungen für Schülerinnen und Schüler

Wegen der Tätigkeit als Vertretung für Schülerinnen 
und Schüler darf keine Schülerin und kein Schüler 
benachteiligt werden. Auf Antrag der Schülerin 
oder des Schülers ist die Tätigkeit als Vertretung für  
Schülerinnen und Schüler im Zeugnis zu vermerken. 
Wegen einer Tätigkeit als Vertretung für Schülerin
nen und Schüler entschuldigte Fehlzeiten im Unter-
richt werden im Zeugnis nicht vermerkt.	

1.4  Auskunftsverweigerungsrecht

Die Schülervertreterinnen und Schülervertreter sind 
berechtigt, insbesondere auf Verlangen einer Schü-

Aufgaben, Wahl und Verfahrensweise  
der Vertretungen für Schülerinnen und Schüler

Auszug aus der Verwaltungsvorschrift vom 17. Oktober 2015



41GESETZE · ERLASSE · VERORDNUNGEN 2024/2025 www.aufgabenbuch.de
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Schuljahr hat mindestens einmal eine Kassen-
prüfung zu erfolgen. Diese erfolgt durch von der 
Klassensprecherversammlung gewählte Personen 
zusammen mit einer für die Kassenprüfung vom  
Schulausschuss beauftragten Person, die nicht  
Schülerin oder Schüler sein darf.

2  Arbeit der Vertretung für Schülerinnen  
und Schüler in der Schule

2.1 Informationspflichten der Schule

Der Vorstand der Vertretung für Schülerinnen und 
Schüler wird über alle die Schülerschaft betreffen
den Belange informiert und in die Entscheidungs
findung einbezogen. Entsprechendes gilt auch für 
die Klassen-, Kurs- und Stufensprecherinnen und  
-sprecher. Mindestens alle vier Wochen soll ein ge
meinsames Gespräch zwischen dem Vorstand der 
Vertretung für Schülerinnen und Schüler, der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter und der Verbindungs-
lehrerin oder dem Verbindungslehrer stattfinden.  
Die Schulleitung unterrichtet die Versammlung der 
Klassensprecherinnen und Klassensprecher über  
alle die Schülerinnen und Schüler betreffenden 
Vorschriften (Rundschreiben, Verwaltungsverord-
nungen, Verordnungen, Gesetze) und erläutert 
sie. Schulrechtliche Vorschriften, grundsätzliche 
Rundschreiben, die die Schülerschaft betreffen, 
und das Amtsblatt des fachlich zuständigen Mini-
steriums werden der Vertretung für Schülerinnen 
und Schüler zugänglich gemacht und ggf. auf Ver-
langen zur Verfügung gestellt. Die Vertretung für 
Schülerinnen und Schüler hat das Recht, mit den 
Vertreterinnen und Vertretern der Schulbehörde, 
insbesondere auch bei deren Schulbesuchen, zu 
sprechen. Die Besuche sind der Vertretung für 
Schülerinnen und Schüler von der Schulleitung 
rechtzeitig anzukündigen.

2.2  Klassenversammlung

Die Klassenversammlung, die eine Besprechung 
über schulische und unterrichtliche Fragen wünscht, 
erhält hierzu auf Antrag eine Wochenstunde wäh
rend der allgemeinen Unterrichtszeit als Stunde  
der Vertretung für Schülerinnen und Schüler (SV- 
Stunde); der Antrag ist bei der Klassenleiterin oder 
dem Klassenleiter zu stellen. Jede Klasse kann in 

1.8  Mitteilungen der Vertretung  
für Schülerinnen und Schüler

Der Vertretung für Schülerinnen und Schüler steht 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben eine Mitteilungs-
möglichkeit wie z.B. ein Schwarzes Brett und eine 
eigene Seite auf der Schulhomepage zur Verfügung. 
Die Verantwortung für das Mitteilungsbrett trägt die 
Vertretung für Schülerinnen und Schüler. Aushänge 
bedürfen in allen Fällen nur eines Sichtvermerks der 
Schülersprecherin oder des Schülersprechers.

1.9  Finanzierung

Die Versammlung der Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher kann im Einvernehmen mit dem 
Schulelternbeirat von den Schülerinnen und Schü
lern einen freiwilligen Beitrag für die Aufgaben der 
Vertretung für Schülerinnen und Schüler einsam-
meln. Die Vertretung für Schülerinnen und Schüler 
darf Zuwendungen aus der Elternschaft und von  
Vereinigungen ehemaliger Schülerinnen und Schü-
ler sowie von öffentlich-rechtlichen Körperschaften  
entgegennehmen, sofern sie nicht an Bedingungen 
geknüpft sind, die der Aufgabe und dem Ziel der 
Schülervertretung widersprechen.

1.10  Kassenführung

Zur Verwaltung der Mittel richtet die Klassenspre-
cherversammlung eine Kasse ein. Die Kassenge-
schäfte werden durch eine Kassenwartin oder einen 
Kassenwart und eine Stellvertreterin oder einen 
Stellvertreter geführt, die von der Klassensprecher-
versammlung gewählt werden. Die Erziehungsbe-
rechtigten der Kassenwartin oder des Kassenwarts 
und der Stellvertreterin oder des Stellvertreters 
müssen dieser Bestellung zugestimmt haben. Die  
Grundsätze einer ordnungsgemäßen Kassenfüh-
rung (Führung eines Kassenbuches, Belegung 
von Einnahmen und Ausgaben, regelmäßige 
Rechnungslegung) müssen beachtet werden. 
Geldgeschäfte dürfen nur bis zur Höhe der zu 
Verfügung stehenden Geldmittel abgeschlossen 
werden. Beschlüsse der Schülervertretung mit 
finanziellen Auswirkungen bedürfen der Zustim-
mung der Verbindungslehrerin oder des Ver-
bindungslehrers; diese oder dieser darf einem 
Beschluss nur widersprechen, wenn die finan-
zielle Deckung nicht gewährleistet ist. In jedem 
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2.5  Aufsicht bei Veranstaltungen der  
Vertretung für Schülerinnen und Schüler

Die Aufsicht bei Veranstaltungen der Vertretung 
für Schülerinnen und Schüler können, soweit 
Lehrkräfte zur Aufsichtsführung nicht zur Verfü-
gung stehen, Schülerinnen oder Schüler führen, 
die von der Schulleitung im Einvernehmen mit der 
Vertretung für Schülerinnen und Schüler mit der 
Aufsichtsführung schriftlich beauftragt werden. 
Die Vertretung der Schülerinnen und Schüler hat 
ein Vorschlagsrecht. Mit der selbstständigen Auf-
sichtsführung dürfen nur Personen beauftragt wer-
den, die das 16. Lebensjahr vollendet haben; die 
Erziehungsberechtigten müssen der Beauftragung 
schriftlich zugestimmt haben.

2.6  Konferenzen

2.6.1 Die Einberufung der Klassenkonferenz kann 
von der Klassenversammlung, die Einberufung der 
Gesamtkonferenz von der Versammlung der Klas-
sensprecherinnen und Klassensprecher verlangt 
werden; hat die Versammlung der Klassenspre-
cherinnen und Klassensprecher einen Vorstand 
nach § 33 Absatz 2 Satz 2 oder 3 SchulG gewählt, 
kann der Vorstand die Einberufung verlangen. Eine 
Tagesordnung ist vorzulegen.

2.6.2 An Gesamtkonferenzen können die Vertre-
terinnen und Vertreter der Schülerinnen und Schü-
ler im Schulausschuss stimmberechtigt, an allen 
sonstigen Konferenzen mit Ausnahme von Zeug-
nis- und Versetzungskonferenzen mit beratender 
Stimme teilnehmen und Angelegenheiten zur Spra-
che bringen, die zur Zuständigkeit der Konferenz 
gehören. Dieses Stimmrecht steht nicht den Vertre-
tungen der Schülerinnen und Schüler der Primar-
stufe zu und gilt nicht im Fall des § 48a Absatz 3 
Satz 2 SchulG.

Für die Teilnahme an Gesamtkonferenzen kann die 
Vertretung für Schülerinnen und Schüler über die 
bestehende Anzahl der Schülerinnen und Schüler 
hinaus ein bis vier weitere stimmberechtigte Ver-
treterinnen und Vertreter – je nach Anzahl der 
Vertreterinnen und Vertreter im Schulausschuss – 
wählen. Dazu wählt die Versammlung der Klassen-
sprecherinnen und Klassensprecher aus der Mitte 
der Schülerschaft die erforderliche Zahl der weite-
ren Vertreterinnen und Vertreter.

der Regel einmal im Monat eine solche Unterrichts-
stunde erhalten. Die Klassensprecherin oder der 
Klassensprecher bereitet die SV-Stunde vor und  
leitet sie.

2.3  Vollversammlung der Schülerinnen  
und Schüler und Versammlung der Klassen
sprecherinnen und und Klassensprecher

Die Vollversammlung der Schülerinnen und Schüler 
und die Versammlung der Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher werden von der Schülerspreche- 
rin oder dem Schülersprecher einberufen. Der Ter- 
min für die Vollversammlung der Schülerinnen und  
Schüler wird im Einvernehmen mit der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter bestimmt; der Termin für die  
Versammlung der Klassensprecherinnen und Klas- 
sensprecher wird im Benehmen mit der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter bestimmt. Terminüberschnei-
dungen mit Klassen- und Kursarbeiten sowie schrift-
lichen Überprüfungen sollen vermieden werden.  
Die Schulleiterin oder der Schulleiter haben ein 
Recht auf Anhörung in der Vollversammlung der 
Schülerinnen und Schüler und der Versammlung der  
Klassensprecherinnen und Klassensprecher.

2.4  Arbeitsgemeinschaften,  
Veranstaltungen der Vertretungen  
für Schülerinnen und Schüler

Die Vertretung für Schülerinnen und Schüler hat  
das Recht, eigene Arbeitsgemeinschaften oder  
Veranstaltungen durchzuführen. Sitzungen und 
Versammlungen der Mitglieder einer Vertretung  
für Schülerinnen und Schüler auf dem Schulgelände 
sind Schulveranstaltungen. Sonstige Veranstaltun
gen der Vertretung für Schülerinnen und Schüler  
auf dem Schulgelände oder außerhalb des Schul- 
geländes sind nur Schulveranstaltungen, wenn die  
Schulleiterin oder der Schulleiter vorher zugestimmt 
hat. Gemeinsame Schulveranstaltungen der Ver- 
tretungen für Schülerinnen und Schüler mehrerer 
Schulen sind Schulveranstaltungen, wenn die Schul- 
leiterinnen oder die Schulleiter der beteiligten Schu-
len vorher zugestimmt haben. Die Schulleiterin oder 
der Schulleiter kann die Zustimmung nur versagen, 
wenn die Veranstaltung mit einer besonderen Ge
fahr für die Schülerinnen und Schüler verbunden  
ist oder wenn sie geeignet ist, den Bildungs- und 
Erziehungsauftrag der Schule zu gefährden. 

Aufgaben, Wahl und Verfahrensweise der Vertretungen
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3  Verbindungslehrkräfte

3.1  Aufgabenstellungen

Die Verbindungslehrerin oder der Verbindungslehrer 
arbeitet konstruktiv mit der Vertretung für Schülerin
nen und Schüler zusammen; sie oder er hat die Auf-
gabe, sich für die Belange der Vertretung für Schüle-
rinnen und Schüler einzusetzen sowie Schülerinnen 
und Schüler in Fragen der Vertretung für Schüle-
rinnen und Schüler zu beraten und zu fördern und  
bei Konfliktfällen zu vermitteln, bevor der Schulaus-
schuss angerufen wird. 

3.3  Teilnahmeberechtigung

Die Verbindungslehrerin oder der Verbindungsleh-
rer nimmt an den Sitzungen der Versammlung der 
Klassensprecherinnen und Klassensprecher und der 
Vollversammlung für Schülerinnen und Schüler mit 
beratender Stimme teil.

Aufgaben, Wahl und Verfahrensweise der Vertretungen

Wird eine Klassenkonferenz auf Verlangen der 
Klassenversammlung oder eine Gesamtkonferenz 
auf Verlangen der Versammlung der Klassenspre- 
cherinnen und Klassensprecher einberufen (§ 27 
Abs. 7 SchulG), so können zusätzlich bis zu vier wei-
tere Vertreterinnen und Vertreter aus der Mitte der 
Schülerinnen und Schüler an der Gesamtkonferenz 
mit Stimmrecht und an der Klassenkonferenz mit 
beratender Stimme teilnehmen.

An Klassen- und Kurskonferenzen – mit Ausnahme 
der Zeugnis- und Versetzungskonferenzen – kön-
nen die jeweiligen Klassen- oder Kurssprecherinnen 
und -sprecher mit beratender Stimme teilnehmen 
und Angelegenheiten zur Sprache bringen, die zur 
Zuständigkeit der Konferenz gehören. Hinsichtlich 
personenbezogener Informationen sind die Schü-
lervertreterinnen und Schülervertreter auch nach 
Beendigung ihrer Amtszeit grundsätzlich zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet. Zu den Konferenzen 
werden Schülervertreterinnen und Schülervertreter 
rechtzeitig eingeladen.
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legt in Absprache mit der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter den Termin und den Ort für die Sitzung 
des Schulelternbeirats fest. Die Schulleiterin oder 
der Schulleiter legt in Absprache mit der Schulel-
ternsprecherin oder dem Schulelternsprecher, der 
Schülersprecherin oder dem Schülersprecher und 
den Vertreterinnen und Vertretern der Lehrkräfte 
den Termin und den Ort für die Sitzung des Schul
ausschusses fest.

4  Tagesordnung

Die Tagesordnung soll bei Sitzungen der Klas-
senelternversammlungen und muss bei Sitzungen 
des Schulelternbeirats den Einladungen beigefügt  
werden. Auch in Eilfällen sollte nach Möglichkeit 
die Tagesordnung zuvor bekannt gemacht wer-
den.

5  Teilnahme an Sitzungen

5.1  An den Sitzungen der Klassenelternversamm
lung nimmt die Klassenleiterin oder der Klassen-
leiter, an den Sitzungen des Schulelternbeirats die 
Schulleiterin oder der Schulleiter teil. Die Eltern-
vertretungen können beschließen, in besonderen 
Fällen auch in Abwesenheit dieser Personen eine 
Sitzung durchzuführen.

5.2  Die Schulleiterin oder der Schulleiter, die 
Schulelternsprecherin oder der Schulelternspre-
cher sowie die Lehrerinnen und Lehrer der Klasse 
können an den Sitzungen der Klassenelternver
sammlung teilnehmen. Diesen Personen ist der 
Termin der Sitzung bekannt zu geben. Auf Ein
ladung nehmen die Lehrerinnen und Lehrer der 
Klasse teil.

5.3  Für ein verhindertes Mitglied des Schuleltern-
beirats soll seine Stellvertreterin oder sein Stell- 
vertreter an der Sitzung teilnehmen.

1  Zahl der Sitzungen, Leitung

1.1  Die Klassenelternsprecherin oder der Klas-
senelternsprecher beruft die Sitzungen der Klas-
senelternversammlung, die Schulelternsprecherin 
oder der Schulelternsprecher die Sitzungen des 
Schulelternbeirats nach Bedarf ein.

1.2  Im Schuljahr finden, Wahlsitzungen nicht ein
gerechnet, mindestens eine Sitzung der Klassen
elternversammlung und zwei Sitzungen des Schul-
elternbeirats statt.

1.3  Auf Antrag von mindestens fünf – bei Klas-
senelternversammlungen der Klassen von bis zu 
zwölf minderjährigen Schülerinnen und Schülern 
mindestens drei – Mitglieder der Klasseneltern-
versammlung, der Klassenleiterin oder des Klas-
senleiters wird eine Sitzung der Klasseneltern
versammlung einberufen. Auf Verlangen von  
mindestens einem Drittel der Mitglieder, der 
Schulleiterin oder des Schulleiters wird eine  
Sitzung des Schulelternbeirats einberufen. Die  
Sitzungen sind innerhalb von drei Wochen an- 
zuberaumen.

1.4  Die Elternsprecherin oder der Elternsprecher 
leitet die Sitzungen.

Die Sitzung zur Wahl der Klassenelternsprecherin 
oder des Klassenelternsprechers leitet die Klas-
senleiterin oder der Klassenleiter, die Sitzung zur 
Wahl des Schulelternbeirats und der Schuleltern-
sprecherin oder des Schulelternsprechers leitet die 
Schulleiterin oder der Schulleiter.

2  Festlegung der Sitzungen

Die Klassenelternsprecherin oder der Klassenel-
ternsprecher legt in Absprache mit der Klassen
leiterin oder dem Klassenleiter den Termin und 
den Ort für die Klassenversammlung fest. Die 
Schulelternsprecherin oder der Schulelternsprecher 

Verfahrensweise der Klassenelternversammlung
und des Schulelternbeirats

Auszug aus der Verwaltungsvorschrift vom 10. Mai 1997 
mit Änderungen vom 27. Juli 2015
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9  Teilnahme von Eltern an Lehrerkonferenzen

9.1  Die Teilnahme von Eltern an Zeugnis- und 
Versetzungskonferenzen ist nicht zulässig.

9.2  An allen sonstigen Lehrerkonferenzen haben 
die Vertreterinnen und Vertreter der Eltern im 
Schulausschuss ein Recht auf Teilnahme. An  
Klassen- und Kurskonferenzen sowie Stufenkon
ferenzen sind darüber hinaus auch die Klassen
elternsprecherinnen und Klassenelternsprecher 
teilnahmeberechtigt.

9.3  Für die Teilnahme an Gesamtkonferenzen 
kann der Schulelternbeirat über die Anzahl der 
Eltern in Nummer 9.2 Satz 1 hinaus ein bis vier 
Elternvertreterinnen oder Elternvertreter – je nach 
Anzahl der Elternvertreterinnen und Elternvertre-
ter im Schulausschuss – aus der Mitte der Eltern 
wählen.

9.5  Die weiteren Vertreterinnen und Vertreter der 
Eltern haben in der Gesamtkonferenz Stimmrecht, 
ansonsten beratende Stimme.

9.6  Die Gesamtkonferenz und der Schuleltern-
beirat können über die Fälle der Nummern 9.3 
und 9.4 hinaus Regelungen über die Teilnahme 
weiterer Vertreterinnen und Vertreter der Eltern 
vereinbaren.

5.4  Die Rechte von Sorgeberechtigten können 
von den mit der Erziehung und Pflege der Kin-
der Beauftragten ausgeübt werden, solange 
die Sorgeberechtigten nicht widersprechen. Die 
Beauftragung ist der Schule schriftlich nachzuwei-
sen. Diese Personen nehmen an den Sitzungen  
der Klassenelternversammlungen teil und haben 
Stimmrecht sowie das aktive und passive Wahl-
recht.

8  Ausschluss der Öffentlichkeit

8.1  Die Sitzungen der Klassenelternversammlung 
und des Schulelternbeirats sind nicht öffentlich. 

Zu den Sitzungen können Gäste durch die Sit-
zungsleitung eingeladen werden.

8.2  Über Angelegenheiten, die ihrer Bedeutung 
nach einer vertraulichen Behandlung bedürfen, 
haben die Vertreterinnen und Vertreter der Eltern 
auch nach Beendigung ihrer Amtszeit Verschwie-
genheit zu bewahren.

Verfahrensweise der Klassenelternversammlung und des Schulelternbeirats
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OstseeNordsee

Ferienkalender
RHEINLAND-PFALZ 2024/2025

Den Schulen in 
Rheinland-Pfalz 
stehen 
6 bewegliche 
Ferientage 
zur Verfügung
(soweit bekannt)

Angaben ohne Gewähr! Stand: Juni 2024

Herbst 2024
14. Oktober bis 
25. Oktober 2024

Weihnachten 2024/25
23. Dezember 2024 bis 
08. Januar 2025

Sommer 2025
07. Juli bis  
15. August 2025

Ostern 2025
14. April bis 25. April 2025


